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bereit – Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2015 
Deutsche sind zu grundlegenden Bildungsreformen

Ludger Wößmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler, Laura Oestreich und Katharina Werner*

In diesem Jahr hat das ifo Bildungsbarometer zum zweiten Mal die deutsche Bevölkerung nach 

ihrer Meinung zu bildungspolitischen Themen befragt. Quer durch die Bildungsphasen zeigt sich 

dabei eine erstaunliche Reformbereitschaft. Zehn Themen, bei denen es klare absolute Mehrhei-

ten für Veränderungen gibt: 1. Statt Gebührenpflicht sollten alle Kinder ab vier Jahren kostenfrei 

in den Kindergarten gehen können – vom Staat durch Steuergelder finanziert. 2. Verbindliche Qua-

litätsstandards sollten die Ausbildung von ErzieherInnen und die Gruppengröße in Kindergärten 

bundesweit einheitlich regeln. 3. Ein Betreuungsgeld sollte es nicht geben. 4. Eltern sollten die 

Grundschule für ihr Kind frei wählen können, ohne Sprengelpflicht. 5. Deutschland sollte zu einem 

Ganztagsschulsystem wechseln, in dem alle Kinder bis 15 oder 16 Uhr (nicht aber bis 17  Uhr) 

in der Schule sind. 6. In bestimmten Jahrgangsstufen – z.B. in der 3., 7. und 10. Klasse – sollte 

es deutschlandweit einheitliche Vergleichstests in Deutsch und Mathematik geben, die bei allen 

SchülerInnen in die Schulnote einfließen. 7. Bei allen Schulabschlüssen – Hauptschulabschluss, 

Realschulabschluss und Abitur – sollten deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen einge-

führt werden. 8. Das Kooperationsverbot zwischen Bund und Ländern sollte auch im Schulbereich 

aufgehoben werden. 9. Der Staat sollte einen Teil der Ausbildungskosten von Betrieben über-

nehmen, die solchen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz anbieten, die ein Jahr lang erfolglos 

gesucht haben. 10. Studierende sollten einen Teil der Studienkosten durch Studiengebühren tra-

gen, die erst nach dem Abschluss des Studiums und ab einem gewissen Jahreseinkommen erho-

ben werden. Dies sind einige der Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2015.

All diese Veränderungen wären grundle-
gende Reformen des derzeitigen Bil-
dungssystems, die von einer deutlichen 
Mehrheit der Bevölkerung getragen wür-
den. Eine überwältigende Mehrheit der 
Deutschen findet auch, dass die Gehälter 
von ErzieherInnen in frühkindlichen Ein-
richtungen steigen sollten. Der Großteil 
meint außerdem, dass die Schulnoten am 
Ende der Grundschulzeit entscheiden 
sollten, auf welche weiterführende Schul-
art (z.B. Realschule oder Gymnasium) ein 
Kind geht – im Gegensatz zur Praxis vie-
ler Bundesländer, wo dies mittlerweile 
dem Elternwillen überlassen wird. 

Gleichzeitig gibt es aber auch Bereiche, in 
denen die Mehrheit der Bevölkerung für 
bestehende Regelungen ist. So müssen 
nach Ansicht der Bevölkerungsmehrheit 

ErzieherInnen kein Hochschulstudium ab-
solviert haben. Die Bevölkerung findet 
auch, dass die derzeitige Anzahl der in Re-
gelschulen unterrichteten SchülerInnen mit 
Behinderung in der richtigen Größenord-
nung liegt. Gleiches gilt für die Anzahl der 
Schulabsolventen, die das Abitur ablegen, 
ebenso wie für die Anzahl der Personen 
mit abgeschlossener Lehre, die später ein 
Studium aufnehmen. Auch die Einführung 
elternunabhängiger BAföG-Leistungen 
sieht die Mehrheit nicht als erforderlich an.

All dies bedeutet nicht notwendigerweise, 
dass die angesprochenen Reformen das 
Bildungssystem verbessern würden. Dies 
wird in der vorliegenden Studie nicht un-
tersucht. Das Erkenntnisinteresse, das 
dem ifo Bildungsbarometer zugrunde 
liegt, besteht stattdessen darin, in wel-
chen Bereichen und unter welchen Um-
ständen politische Mehrheiten für Bil-
dungsreformen gegeben wären. In die-
sem Sinne zeigen die angesprochenen 
Ergebnisse Bereiche auf, in denen politi-
sche Reformen auf öffentliche Akzeptanz 
treffen und umsetzbar sein dürften. 

Das ifo Bildungsbarometer 2015 

Das ifo Bildungsbarometer ist eine reprä-
sentative Befragung der erwachsenen 
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Bevölkerung in Deutschland, die die Meinungen der deut-
schen Wahlbevölkerung zu wichtigen bildungspolitischen 
Themen abbildet. Erstmals wurde es im letzten Jahr erhoben 
(vgl. Wößmann et al. 2014).1 Im vorliegenden Beitrag berich-
ten wir über das zweite ifo Bildungsbarometer, das im Mai 
2015 über 4 000 Personen befragt hat. Diese Befragten 
stellen eine repräsentative Stichprobe der Bevölkerung in 
Deutschland ab 18 Jahren dar (siehe Kasten 1 für metho-
dische Details). Neben einigen aus dem Vorjahr aufgegriffe-
nen Themen stellt das ifo Bildungsbarometer 2015 viele Fra-
gen zu neuen Themengebieten, um ein breites Bild der bil-
dungspolitischen Meinung zu erlangen. 

Das ifo Bildungsbarometer ist Teil eines Forschungsprojek-
tes zur politischen Ökonomie der Bildungspolitik, das unter-
suchen möchte, inwieweit das Zusammenspiel politischer 
Kräfte mit öffentlichen Meinungen ein wichtiger Grund für 
die Diskrepanz zwischen politischem Bewusstsein und tat-
sächlichem Handeln ist. 

Um darüber hinaus untersuchen zu können, was die öffent-
liche Meinung zur Bildungspolitik beeinflusst, weist das ifo 

 1	 Die Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2014 finden Sie unter  
www.ifo.de/ifo-bildungsbarometer. Das Projekt beinhaltet auch eine 
Kooperation mit Kollegen des Program of Education Policy and Gover-
nance (PEPG) der Harvard Universität, die einen Teil der Fragen in ver-
gleichbarer Form auch in den USA gestellt haben (vgl. Henderson et al. 
2015), sowie der Universität Bern.

Bildungsbarometer an einigen Stellen eine methodische Be-
sonderheit auf: Bei einigen Fragen stellen wir jeweils einem 
zufällig ausgewählten Teil der Befragten bestimmte Informa-
tionen zur Verfügung, bevor sie dieselbe Frage beantworten 
wie der andere Teil der Befragten, der diese Informationen 
nicht erhalten hat. Aufgrund der zufälligen Aufteilung lassen 
sich so Aussagen darüber machen, wie die deutsche Be-
völkerung mit und ohne Bereitstellung dieser Informationen 
zu der jeweiligen Frage steht. So lässt sich untersuchen, ob 
und in welchem Ausmaß sich die angegebene Meinung 
durch die Bereitstellung der Information verändert. Die Er-
kenntnisse können auch der Politik helfen, indem sie aufzei-
gen, welche Informationen der Wählerschaft möglicherwei-
se bereitgestellt werden müssten, um die öffentliche Akzep-
tanz von Bildungsreformen und damit die Chancen zur Um-
setzung förderlicher Maßnahmen zu erhöhen. 

In diesem Jahr bestand ein besonderes Interesse an drei 
zusätzlichen Forschungsgegenständen, über die wir am En-
de des Beitrags berichten. Erstens vergleichen wir die bil-
dungspolitischen Meinungen von Eltern junger Kinder mit 
denen der restlichen Bevölkerung. Dazu bestand eine Be-
sonderheit der Vorgehensweise beim ifo Bildungsbarometer 
2015 darin, die Gruppe der Eltern von Kindern im Alter von 
sechs bis 15 Jahren in der Befragung so zu erhöhen, dass 
auch für diese Gruppe repräsentative Aussagen möglich 
sind. So konnten in diesem Jahr 1 744 Eltern von Kindern 

Die Befragung für das zweite ifo Bildungsbarometer wurde im Mai 2015 von TNS Infratest Sozialforschung durchgeführt. Im Rahmen einer repräsentativen 
Stichprobe der Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren wurden 4 203 Personen befragt. Die Ziehung der Stichprobe erfolgte in zwei Teilen: Die Bevöl-
kerung mit privater Internetnutzung (80%) wurde mit Hilfe eines Online-Fragebogens in einem Online-Panel befragt. Die Bevölkerung ohne private Inter-
netnutzung (20%) wurde im Rahmen einer persönlichen Befragung in der Wohnung der Befragten gebeten, den Fragebogen auf einem zur Verfügung 
gestellten Gerät elektronisch – auf Wunsch mit Unterstützung des Interviewers – auszufüllen. 

Um eine repräsentative Darstellung der Meinungen von Eltern schulpflichtiger Kinder zu ermöglichen, wurden über die repräsentative Grundstichprobe 
hinaus zusätzlich 1 042 Eltern von Kindern im Alter von sechs bis 15 Jahren befragt. So enthält die Gesamtstichprobe insgesamt 1 744 Eltern von Kindern 
in dieser Altersgruppe. Um insgesamt die Repräsentativität der Ergebnisse für die deutsche Bevölkerung sicherzustellen, wurden die Beobachtungen 
anhand der amtlichen Statistik nach Elternstatus, Alter, Geschlecht, Bundesland, Schulabschluss und Gemeindegrößenklasse gewichtet.

Eine methodische Besonderheit der Befragung besteht darin, dass die Befragten bei einigen Fragen per Zufall auf zwei oder drei unterschiedliche Teil-
gruppen aufgeteilt wurden. Diese Teilgruppen erhielten die Frage dann jeweils in einer anderen Version, z.B. mit und ohne Bereitstellung von Informationen 
über tatsächliche Ausgabenniveaus wie in Abbildung 14. Darüber hinaus war es in diesem Jahr möglich, den Befragten regionalspezifische Informationen 
auf Ebene der Bundesländer oder der Landkreise bzw. kreisfreien Städte zukommen zu lassen. 

Wie sicher von einer repräsentativen Umfrage auf die Gesamtbevölkerung geschlossen werden kann, lässt sich anhand von statistischen Wahrscheinlich-
keiten angeben. Da der Stichprobenumfang in der vorliegenden Studie vergleichsweise groß ist, liegt der Fehlerbereich für Fragen, die allen Befragten 
gestellt wurden, nur zwischen rund 1 und 1,5 Prozentpunkten. Das heißt, wenn z.B. 50% der Befragten einer Frage zustimmen, liegt der wahre Wert der 
Zustimmung in der Gesamtbevölkerung mit 95%iger Wahrscheinlichkeit zwischen 48,5% und 51,5%. Bei der Betrachtung von Teilgruppen mit geringeren 
Fallzahlen ist der Fehlerbereich etwas größer – beispielsweise 2–3 Prozentpunkte bei Fragen, die von einer zufälligen Teilgruppe von gut 1 400 Befragten 
beantwortet werden. 

Personen, die zu einer Frage keine Angabe machen, werden in der vorliegenden Auswertung nicht berücksichtigt. Dieser Anteil der Personen ohne Anga-
be ist bei allen Meinungsfragen des ifo Bildungsbarometers sehr klein. Im Durchschnitt liegt er bei unter 1%, und lediglich bei zwei Fragen übersteigt er 
2,5%: Die Fragen im unteren Teil von Abbildung 18 (Online-Video-Vorlesungen) und Abbildung 19 (Finanzierung allgemeinbildender Schulen) haben 3,5% 
bzw. 3,9% der Befragten nicht beantwortet. 

Um die Ergebnisse übersichtlich zu präsentieren, sind in den Abbildungen bei Zustimmungsfragen die Antwortkategorien in der Reihenfolge »sehr dafür«, 
»eher dafür«, »weder dafür noch dagegen«, »eher dagegen« und »sehr dagegen« angegeben. Im Fragebogen wurde jedoch die Kategorie »weder dafür 
noch dagegen« stets als letzte Antwortmöglichkeit der Liste präsentiert. 

Im vorliegenden Text und in den Abbildungen werden Prozentwerte berichtet, die auf den jeweils nächsten Prozentpunkt gerundet sind. Aufgrund der 
Rundungen kann die Summe der berichteten Prozentanteile von 100 abweichen. Ebenso kann die tatsächliche Summe mehrerer Anteile leicht von der 
Summe der berichteten gerundeten Werte abweichen.

Kasten 1
Methodik der Befragung
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im schulpflichtigen Alter befragt werden, im 
letzten Jahr waren es nur 524. Im Folgenden 
berichten wir zunächst die Ergebnisse für die 
Gesamtbevölkerung (wobei Gewichtungs-
faktoren verwendet werden, die sicherstel-
len, dass Eltern in der Auswertung nicht 
überrepräsentiert sind), bevor wir am Ende 
auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwi-
schen Eltern und der restlichen Bevölkerung 
eingehen. 

Zweitens sind wir daran interessiert, inwie-
fern Parteipositionen zu bestimmten Themen 
die Meinungen von Befragten mit unter-
schiedlichen Parteipräferenzen beeinflussen. 
Dazu wurden bei drei Fragen zufällig ausge-
wählte Teilgruppen über die Positionen der 
sechs größten Parteien in Deutschland zu 
dem jeweiligen Thema informiert. 

Drittens untersuchen wir in diesem Jahr, ob es die Meinun-
gen der Befragten in besonderer Weise beeinflusst, wenn 
sie darüber informiert werden, wie die Lage in ihrer jeweiligen 
Gegend ist. Deshalb bestand eine weitere Besonderheit des 
ifo Bildungsbarometers 2015 darin, dass den Befragten bei 
einigen Fragen regionalspezifische Informationen – zum Teil 
auf Ebene der Bundesländer, zum Teil auf Ebene der Land-
kreise bzw. kreisfreien Städte – bereitgestellt wurden, so z.B. 
über den Anteil der bei der Einschulung zurückgestellten 
Kinder oder über den Anteil der Schulabsolventen, die das 
Abitur abgelegt haben. 

Wie wichtig sind bildungspolitische Themen für 
Wahlentscheidungen? 

Eine zentrale Motivation, die bildungspolitischen Meinungen 
der erwachsenen Bevölkerung zu erheben, besteht darin, 
dass Politiker diese berücksichtigen müssen, wenn sie wie-
dergewählt werden wollen. Aus politikökonomischer Sicht 
ist es also interessant zu wissen, ob bildungspolitische The-
men die Wahlentscheidungen der Bevölkerung beeinflussen. 
Deshalb haben wir unsere repräsentative Stichprobe der 
deutschen Wahlbevölkerung gefragt, wie wichtig bildungs-
politische Themen für sie bei Landtagswahlen sind, weil in 
Deutschland die meisten bildungspolitischen Themen bei 
den Bundesländern angesiedelt sind. 

Fast drei Viertel (73%) der Befragten geben an, dass das 
Thema Schul- und Bildungspolitik für ihre persönliche Wahl
entscheidung bei Landtagswahlen (sehr oder eher) wichtig 
ist, ein knappes Viertel (24%) hält es sogar für sehr wichtig 
(vgl. Abb. 1). Die Zustimmung steigt auf 76% unter denjeni-
gen Befragten, die angeben, immer oder meistens wählen 
zu gehen. Für Personen, die nie, selten oder nur manchmal 

ihre Stimme abgeben, ist der Wert mit 63% deutlich gerin-
ger. Unter den Eltern von Kindern im schulpflichtigen Alter 
sind es gar 83%, bei denen bildungspolitische Themen für 
die Landtagswahlentscheidung wichtig sind. Insofern dürfte 
den Meinungen der Bevölkerung zu den verschiedenen bil-
dungspolitischen Themen im politischen Prozess also 
durchaus Bedeutung zukommen. 

Im Folgenden berichten wir die Ergebnisse des ifo Bildungs-
barometers 2015 zur Meinung der deutschen Bevölkerung 
über bildungspolitische Themen von der frühkindlichen Bil-
dung über die Schulbildung hin zu Berufsausbildung, Stu-
dium und Weiterbildung sowie zu einigen Aspekten, die die 
Bildungsphasen übergreifen. Am Ende des Beitrags gehen 
wir noch auf die Meinung von Eltern sowie die Effekte von 
Informationen über Parteipositionen und der Bereitstellung 
von Regionalinformationen ein.

Frühkindliche Bildung 

In Deutschland sind frühkindliche Einrichtungen wie Krippen, 
Kindertagesstätten und Kindergärten mittlerweile fester Be-
standteil des Bildungssystems. Eltern, die sich dafür ent-
scheiden, dass ihre Kinder vor der Schule eine frühkindliche 
Einrichtung besuchen, müssen jedoch derzeit in der Regel 
einen Teil der Kosten durch Gebühren selbst tragen. Eine 
deutliche Mehrheit der deutschen Bevölkerung würde dies 
gerne ändern. Insgesamt sind 77% (sehr oder eher) dafür, 
dass der Staat die Kindergartengebühren aus Steuergeldern 
finanziert, damit alle Kinder ab dem Alter von vier Jahren 
kostenfrei in den Kindergarten gehen können (vgl. Abb. 2). 
Nur 17% sind (sehr oder eher) dagegen. Dies bestätigt die 
Ergebnisse des ersten ifo Bildungsbarometers, dass sich 
eine deutliche Mehrheit der Deutschen für eine grundlegen-
de Reform der Finanzierung von Kindergartenplätzen aus-

sehr wichtig
24%

eher wichtig
49%

eher nicht wichtig
19%

Wie wichtig ist Bildungspolitik für die Wahlentscheidung der Deutschen?
Bei Landtagswahlen spielt Schul- und Bildungspolitik eine wichtige Rolle

Frage: 
Wie wichtig ist das Thema Schul- und Bildungspolitik für Ihre persönliche Wahlentscheidung bei 
Landtagswahlen? 

gar nicht 

8%
 wichtig

Abb. 1

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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spricht – auch bei Hinweis auf die Notwendigkeit der Ver-
wendung von Steuergeldern. 

Eine Vielzahl wissenschaftlicher Studien zeigt, dass Investi-
tionen in die frühkindliche Bildung besonders wirksam sind 
(vgl. etwa Cunha et al. 2006). Zum einen ha-
ben sie einen größeren positiven Effekt auf 
späteren Bildungsstand, Sozialverhalten und 
Einkommen der Kinder als Investitionen in 
späteren Bildungsphasen. Zum anderen er-
höht frühkindliche Förderung die Bildungs-
gerechtigkeit, da besonders Kinder aus be-
nachteiligten Verhältnissen von frühkindli-
cher Bildung profitieren. Zwei Teilgruppen 
der Befragten haben wir auf jeweils einen 
dieser Vorteile hingewiesen. In diesen Teil-
gruppen liegt der Anteil der Zustimmung zu 
einem kostenfreien Kindergarten mit 85% 
sogar noch höher. 

Eine weitere zentrale Debatte im Bereich der 
frühkindlichen Bildungseinrichtungen betrifft 
die Gehälter der ErzieherInnen. Nachdem 
Gewerkschaften und Kommunen im Kita-Ta-
rifstreit keine Einigung erzielen konnten, kam 
es Anfang Mai 2015 zu einem mehrwöchi-
gen Streik der ErzieherInnen. Der Großteil 
der Befragten unterstützt die Forderungen 
der ErzieherInnen nach höheren Gehältern: 

79% der Deutschen sind der Meinung, dass 
die Gehälter der ErzieherInnen steigen soll-
ten (vgl. Abb. 3). Nur 20% sind dafür, dass 
die Gehälter in etwa unverändert bleiben soll-
ten. Dieses Ergebnis ist umso bemerkens-
werter, als sich im ersten ifo Bildungsbaro-
meter in einer vergleichbaren Frage nur 29% 
für eine Erhöhung der Lehrergehälter ausge-
sprochen hatten. 

Eine Teilgruppe der Befragten wurde dar
über informiert, dass vollzeitbeschäftigte Er-
zieherInnen derzeit etwa 1 575 Euro netto 
im Monat verdienen (Datenquelle: Berech-
nung anhand des Mikrozensus 2012). In die-
ser Teilgruppe sinkt der Anteil derer, die stei-
gende Gehälter für ErzieherInnen befürwor-
ten, auf 69%. In einer weiteren Teilgruppe, 
die zusätzlich den Hinweis erhielt, dass das 
durchschnittliche Nettogehalt von LehrerIn-
nen bei rund 2 750 Euro liegt, finden höhe-
re Gehälter der ErzieherInnen jedoch erneut 
eine Zustimmung von 80%.

In der Debatte über die Gehälter rückt häu-
fig auch die Ausbildung der ErzieherInnen in 

den Fokus. In Deutschland benötigen ErzieherInnen in früh-
kindlichen Einrichtungen derzeit kein Hochschulstudium. 
Die Mehrheit der Deutschen unterstützt diese Regelung: 
55% sind (sehr oder eher) dagegen, dass ErzieherInnen ein 
solches Studium absolvieren müssen (vgl. Abb. 4). Dieses 

sehr dafür
51%

7%

sehr dagegen

7%

 12%

5%

Sollte der Kindergarten kostenfrei sein?
Deutliche Zustimmung zu Steuerfinanzierung – besonders bei Hinweis auf 
Vorteile für Kinder

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information [mit Hinweis auf Vorteilea)] [Zahlreiche Studien zeigen, dass
sich Bildungsausgaben besonders im frühkindlichen Bereich positiv auf spätere
Bildung, Sozialverhalten und Einkommen von Kindern auswirken.] Sind Sie dafür
oder dagegen, dass Kindergartengebühren durch Steuergelder vom Staat
übernommen werden, damit alle Kinder ab dem Alter von 4 Jahren kostenfrei in den
Kindergarten gehen können?

a) Einem Teil der Befragten wurde diese Frage mit zusätzlichem Hinweis auf Vorteile
gerade bei Kindern aus benachteiligten Verhältnissen gestellt. Da sich das
Antwortverhalten statistisch nicht von der Version „mit Hinweis auf Vorteile“
unterscheidet, wurden die Ergebnisse der beiden Fragen zusammengefasst.

ohne Information mit Hinweis auf Vorteile

eher dafür
34%eher dafür

32%

sehr dafür
45%

5%

eher dagegen 
3%

sehr dagegen

eher dagegen 

noch dagegen
weder dafür 

weder dafür noch 
noch dagegen

Abb. 2

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Sollten die Gehälter von ErzieherInnen steigen?
Deutliche Mehrheit für höhere Gehälter 

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information Was meinen Sie, sollten die Gehälter von Erzieherinnen
und Erziehern in frühkindlichen Einrichtungen (wie Kindergärten,
Kindertagesstätten oder Kinderkrippen) in Deutschland steigen, sinken oder
unverändert bleiben?
mit Information über Gehälter [zusätzlich Information über Gehälter
von LehrerInnen] (Die Frage „ohne Information“ wurde um folgenden
Hinweis ergänzt:) In Deutschland verdienen vollzeitbeschäftigte
Erzieherinnen und Erzieher in frühkindlichen Einrichtungen (wie
Kindergärten, Kindertagesstätten oder Kinderkrippen) im Durchschnitt rund
1 575 Euro netto im Monat [, während vollzeitbeschäftigte Lehrerinnen und
Lehrer rund 2 750 Euro netto im Monat verdienen]. 

Abb. 3

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Ergebnis ändert sich nicht in der Teilgruppe der Befragten, 
die darauf hingewiesen wird, dass ein Hochschulstudium 
für Grundschullehrkräfte verpflichtend ist.

Die Sicherung der Qualität von frühkindlichen Einrichtungen 
ist für die Deutschen ein wichtiges Thema. So sind 86% 
(sehr oder eher) für die Einführung von verbindlichen Qua-
litätsstandards, die beispielsweise die Ausbildung von Er-
zieherInnen und die Gruppengröße bundesweit einheitlich 
regeln. Lediglich 7% sind (sehr oder eher) dagegen.

Familien, die ihre Kinder im Alter von zwei bis drei Jahren 
nicht in einer Krippe oder Kindertagesstätte anmelden, 
konnten zum Zeitpunkt der Befragung vom Staat finanzielle 
Unterstützung durch das Betreuungsgeld beantragen. Wäh-
rend im ersten ifo Bildungsbarometer schon eine knappe 

Mehrheit der Befragten (51%) (sehr oder 
eher) gegen das Betreuungsgeld war, fällt die 
Ablehnung in der diesjährigen Befragung mit 
57% noch deutlicher aus. Lediglich 34% sind 
(sehr oder eher) für die Beibehaltung dieser 
Förderung. Nach Abschluss der Befragung, 
am 21. Juli 2015, hat das Bundesverfas-
sungsgericht die rechtliche Grundlage des 
Betreuungsgeldes als verfassungswidrig ein-
gestuft. Die Ergebnisse deuten darauf hin, 
dass die deutsche Bevölkerung mehrheitlich 
nicht hinter einer verfassungskonformen 
Neugestaltung und Wiedereinführung des 
Betreuungsgeldes stehen würde.

Schulen 

Im Schulbereich hat das ifo Bildungsbaro-
meter die Meinungen der Bevölkerung zu 
Aufgaben und Struktur des Schulsystems, 
Prüfungen, allgemeiner Bewertung der 
Schulen und Bildungsausgaben erfragt. 

Aufgaben des Schulsystems

Ein wichtiges Element der Schulpolitik ist die 
Definition der Ziele und Aufgaben der Schu-
len. In der öffentlichen Debatte geht es dabei 
oft um die Frage, welche Aufgaben die Schu-
le zusätzlich zur Wissensvermittlung im Un-
terricht übernehmen sollte. Wir haben daher 
die deutsche Bevölkerung befragt, wer ihrer 
Meinung nach bei Grundschulkindern für 
verschiedene Aufgaben jenseits des regulä-
ren Unterrichts verantwortlich sein sollte – die 
Eltern oder die Schule. Die überwiegende 
Mehrheit der deutschen Bevölkerung (69%) 
meint, dass die Erziehung ausschließlich 

oder zum größeren Teil den Eltern obliegen sollte (vgl. 
Abb. 5). Im Gegensatz dazu findet etwa die Hälfte der Be-
völkerung, dass für die Organisation von Nachmittagsakti-
vitäten (wie Musik, Sport oder Theater), Hausaufgabenbe-
treuung, Nachhilfe und Vorbereitung auf Tests Eltern und 
Schule gleichermaßen zuständig sein sollten. Dabei werden 
die Organisation von Nachmittagsaktivitäten und Betreuung 
bei den Hausaufgaben vergleichsweise häufiger als eine Auf-
gabe der Eltern angesehen, wohingegen Nachhilfe und Vor-
bereitung auf Tests mehr dem Aufgabenbereich der Schulen 
zugeordnet werden.

Als Nächstes haben wir erfragt, wie wichtig den Deutschen 
die verschiedenen Kompetenzen sind, die im Unterricht ver-
mittelt werden. Die Ergebnisse zeigen, dass alle abgefragten 
Kompetenzen – beispielsweise Lesen, Schreiben und Rech-
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Was meinen die Deutschen zu Themen der frühkindlichen 
Bildung?
Mehrheit für bundesweite Standards, jedoch gegen verpflichtendes 
Hochschulstudium der ErzieherInnen und gegen Betreuungsgeld

Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Hochschulstudium für ErzieherInnena) Sind Sie dafür oder dagegen, dass
Erzieherinnen und Erzieher in frühkindlichen Einrichtungen (wie
Kindergärten, Kindertagesstätten oder Kinderkrippen) ein Hochschulstudium
absolviert haben müssen?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Verbindliche Qualitätsstandards in frühkindlichen Einrichtungen Sind
Sie dafür oder dagegen, dass verbindliche Qualitätsstandards für
frühkindliche Einrichtungen (wie Kindergärten, Kindertagesstätten oder
Kinderkrippen) eingeführt werden, die Standards beispielsweise für die
Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern und die Gruppengröße
bundesweit einheitlich regeln?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Betreuungsgeld Der Staat zahlt Eltern, die ihre Kinder im Alter von 2 bis 3
Jahren nicht bei einer Krippe oder Kindertagesstätte anmelden, sondern
privat betreuen, zusätzlich zum Kindergeld ein Betreuungsgeld. Sind Sie
dafür oder dagegen, dass Eltern zusätzlich zum Kindergeld ein
Betreuungsgeld erhalten?

a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis
darauf gestellt, dass in Deutschland GrundschullehrerInnen ein
Hochschulstudium benötigen, ErzieherInnen in frühkindlichen Einrichtungen
dagegen nicht. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der
Version ohne Information unterscheidet, wurden diese hier zusammen-
gefasst.

Hochschulstudium für ErzieherInnen

Verbindliche Qualitätsstandards in frühkindlichen Einrichtungen

Betreuungsgeld

Abb. 4

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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nen, aber auch Kenntnisse in den Naturwissenschaften, 
Wirtschaft und Musik – jeweils von der Mehrheit der deut-
schen Bevölkerung als (sehr oder eher) wichtig für die Zu-
kunft von SchülerInnen eingeschätzt werden 
(vgl. Abb. 6). Am wichtigsten sind den Deut-
schen dabei Kompetenzen in den Bereichen 
Lesen und Schreiben: 79% erachten diese 
für sehr wichtig. Mathematische, computer-
bezogene und Fremdsprachenkompetenzen 
finden zwischen 56% und 52% der Befrag-
ten sehr wichtig. Für jeweils etwa ein Drittel 
(zwischen 33% und 28%) sind naturwissen-
schaftliche, wirtschaftliche sowie politische, 
gesellschaftliche und geschichtliche Kompe-
tenzen sehr wichtig. Sportliche sowie musi-
sche und künstlerische Kompetenzen wer-
den hingegen nur von 18% bzw. 15% der 
Befragten für sehr wichtig für die Zukunft der 
SchülerInnen gehalten. Für 34% bzw. 41% 
der Bevölkerung sind diese beiden Kompe-
tenzfelder (eher oder gar) nicht wichtig.

Die rasante Entwicklung der Computertech-
nik hat den Alltag vieler Menschen verändert. 
Ein häufiges Diskussionsthema ist daher, ob 
Schulen bei der Wissensvermittlung auch 
verstärkt neue Technologien verwenden soll-
ten. Befragt nach dem Anteil der Unterrichts-
zeit in weiterführenden Schulen, den Schü-
lerInnen dazu nutzen sollten, sich den Unter-

richtsstoff selbständig am Computer zu er-
arbeiten, sprechen sich 16% der Befragten 
für mindestens die Hälfte der Unterrichtszeit 
aus (vgl. Abb. 7). Mehr als die Hälfte der 
Deutschen (52%) hält jedoch einen maxima-
len Anteil von 20% der Unterrichtszeit für an-
gemessen. Lediglich 8% der deutschen Be-
völkerung finden, dass gar keine Unterrichts-
zeit für eigenständige Computerarbeit ver-
wendet werden sollte. 

Eine Teilgruppe der Befragten wurde darüber 
informiert, dass Deutschland laut einer Stu-
die im internationalen Vergleich von 21 Län-
dern in der Computernutzung von Acht-
klässlern einen der letzten Plätze einnimmt 
(Datenquelle: Bos et al. 2014). Dies steigert 
den Wunsch nach selbständiger Arbeit am 
Computer im Unterricht. In der Teilgruppe, 
die diesen Hinweis erhielt, finden 28%, dass 
die Hälfte oder mehr der Unterrichtszeit für 
selbständige Computerarbeit verwendet 
werden sollte, und nur 36% wünschen sich 
einen Anteil von höchstens 20%. In einer 
weiteren Teilgruppe, die darüber informiert 

wurde, dass deutsche Achtklässler beim Umgang mit neu-
en Medien, etwa der Recherche zu Sachthemen im Internet, 
im internationalen Vergleich nur mittelmäßig abschneiden, 
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sehr wichtig eher wichtig eher nicht wichtig gar nicht wichtig

Wie wichtig sind welche Kompetenzen für die Zukunft der 
SchülerInnen?
Viele Kompetenzen werden als wichtig erachtet, ganz besonders die Grundlagen 
Lesen und Schreiben

Frage:
Wie wichtig sind die folgenden Kompetenzen Ihrer Meinung nach für die
Zukunft von Schülerinnen und Schülern?

Abb. 6

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Erziehung

ausschließlich die Eltern zum größeren Teil die Eltern

Eltern und Schule gleichermaßen zum größeren Teil die Schule

ausschließlich die Schule

Wie sollten Aufgaben zwischen Eltern und Schule verteilt sein? 
Erziehung in der Verantwortung der Eltern, für vieles andere sehen die Deutschen 
beide in der Pflicht

Frage:
Es wird diskutiert, welche Aufgaben Schulen neben der
vermittlung im Unterricht übernehmen sollen. Was meinen Sie,
wer sollte für die folgenden Aufgaben während der Grundschulzeit
verantwortlich sein und ihre Organisation übernehmen? 

Wissens-

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.

Abb. 5
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ist die Präferenz für Computernutzung im Unterricht eben-
falls stärker ausgeprägt als in der Teilgruppe ohne Informa-
tion. In dieser Teilgruppe sprechen sich 24% der Befragten 
für einen Anteil von mindestens der Hälfte der Unterrichtszeit 
aus und 41% für einen Anteil von höchstens 20%. 

Entscheidungen im Grundschulbereich 

Neben der Frage nach den Zielen und Aufgaben des Schul-
systems befragt das ifo Bildungsbarometer auch, welche 
Struktur das Schulsystem nach Meinung der Deutschen ha-
ben sollte. Wir beginnen mit einigen Fragen danach, wer im 
Grundschulbereich bestimmte Entscheidungen treffen sollte. 

Derzeit beginnt die Schulpflicht in Deutschland mit der 
Grundschule. Aufgrund der sogenannten Sprengelpflicht 
entscheidet in den meisten Bundesländern der Wohnort der 
Familie, welche Grundschule ein Kind besucht. Eltern kön-
nen sich in der Regel nicht frei für eine Grundschule ihrer 
Wahl entscheiden. Eine deutliche Mehrheit der Deutschen 
spricht sich gegen diese Regelung aus: 64% sind (sehr oder 
eher) dafür, dass Eltern die Grundschule für ihre Kinder frei 
wählen können (vgl. Abb. 8). Nur etwas mehr als ein Viertel 
der Befragten (28%) wäre gegen eine solche Reform. 

Neben der Frage, welche Grundschule ein 
Kind besucht, ist auch das Einschulungsalter 
des Kindes relevant. In Deutschland gilt 
grundsätzlich die Regelung, dass Kinder, die 
vor einem bestimmten Stichtag sechs Jahre 
alt werden, schulpflichtig sind. Konkret be-
deutet das beispielsweise in der Hälfte der 
Bundesländer, dass Kinder, die bis zum 
30. Juni eines Jahres das sechste Lebens-
jahr vollendet haben, nach den Sommerferi-
en grundsätzlich die Schule besuchen müs-
sen.2 Demgegenüber wünschen sich die 
Deutschen mehr Entscheidungsfreiheit: Die 
Mehrheit der Befragten (63%) ist der Mei-
nung, dass Eltern entgegen der grundsätz-
lichen Regelung entscheiden dürfen sollten, 
ob ihr Kind später eingeschult wird. Eine Teil-
gruppe der Befragten wurde vor Beantwor-
tung der Frage darüber informiert, dass 7% 
der Kinder in Deutschland derzeit später ein-
geschult werden und diese Werte in den ein-
zelnen Landkreisen bzw. kreisfreien Städten 
von weniger als 1% bis 21% reichen. Diese 
zusätzliche Information verändert das Mei-
nungsbild der Deutschen jedoch nicht in sig
nifikanter Weise. 

Am Ende der Grundschulzeit entscheidet in 
manchen Bundesländern der Notendurch-
schnitt darüber, welche Art der weiterführen-
den Schule (z.B. Realschule oder Gymnasi-

um) ein Kind besucht. In anderen Bundesländern entschei-
den dies hingegen die Eltern. Die Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung befürwortet die Entscheidung durch Schulno-
ten: 64% sprechen sich dafür aus, dass die Schulnoten bei 
der Wahl der weiterführenden Schule entscheidend sind. 
Lediglich 28% der Befragten finden, dass dies nicht der Fall 
sein sollte. Dieses Ergebnis ändert sich nicht für die Teilgrup-
pe der Befragten, die darauf hingewiesen wird, dass Eltern 
sich häufig für den Schultyp entscheiden, den sie selbst 
besucht haben.

Struktur des Schulsystems

Eine wichtige Reformanstrengung im deutschen Schulsys-
tem in den letzten Jahren ist der Ausbau von Ganztagsschu-
len. Eine flächendeckende und verpflichtende Einführung 
von Ganztagsschulen wird im Großen und Ganzen von der 
Mehrheit der Deutschen unterstützt. Allerdings ist die Länge 
des Schultages in Ganztagsschulen für viele ein wichtiges 

 2	 Früher lag der Stichtag bundesweit einheitlich auf dem 30. Juni. Seit 
1997 können die Länder jeweils eigene Stichtage zwischen dem 30. Juni 
und 31. Dezember des Jahres festlegen. In Thüringen ist der Stichtag der 
1. August, in Rheinland-Pfalz der 31. August, in Bayern, Baden-Württem-
berg, Brandenburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen der 
30. September und in Berlin der 31. Dezember. Die anderen acht Bun-
desländer haben bislang am 30. Juni als Stichtag festgehalten. 
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mehr als 50 Prozent* 50 Prozent 40 Prozent 30 Prozent 20 Prozent 10 Prozent keine

Wie viel Unterrichtszeit sollten SchülerInnen am Computer 
verbringen?
Zustimmung steigt bei Hinweis auf internationalen Vergleich

 

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information Welcher Anteil der Unterrichtszeit in weiterführenden
Schulen (zum Beispiel Realschulen oder Gymnasien) sollte in etwa dafür
verwendet werden, dass Schülerinnen und Schüler sich den
Unterrichtsstoff selbständig am Computer erarbeiten?
Ländervergleich Computernutzung
(Die Frage „ohne Information“ wurde um folgenden Hinweis ergänzt:) In 
einer aktuellen Studie, die die Häufigkeit der Computernutzung von
Achtklässlern im Unterricht in 21 Ländern vergleicht, nimmt Deutschland
einen der letzten Plätze ein.
Ländervergleich Kompetenzen
(Die Frage „ohne Information“ wurde um folgenden Hinweis ergänzt:) Eine 
aktuelle Studie zeigt, dass deutsche Achtklässler beim Umgang mit neuen
Medien, etwa der Recherche zu Sachthemen im Internet, im
internationalen Vergleich nur mittelmäßig abschneiden.

* Die den Befragten zur Verfügung stehenden Antwortkategorien
60 Prozent, 70 Prozent, 80 Prozent, 90 Prozent und 100 Prozent wurden
hier zusammengefasst.

  

Abb. 7

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Kriterium. Danach gefragt, ob Deutschland generell zu ei-
nem Ganztagsschulsystem wechseln sollte, in dem alle Kin-
der bis 15 Uhr in der Schule sind, sprechen sich 61% der 
in einer ersten Teilgruppe Befragten (sehr oder eher) dafür 
aus, und nur 29% sind (sehr oder eher) dagegen (vgl. 
Abb. 9). In einer zweiten Teilgruppe, die nach ihrer Meinung 
zu Ganztagsschulen bis 16 Uhr gefragt wurde, liegt die Zu-
stimmung leicht niedriger bei 56%. Weiterhin unterstützt je-
doch die absolute Mehrheit die Einführung eines Ganztags-
schulsystems für alle Kinder. In einer dritten Teilgruppe, die 
stattdessen nach einem Ganztagsschulsystem bis 17 Uhr 
gefragt wurde, findet sich jedoch keine absolute Mehrheit 
für das Ganztagsschulsystem: 47% der Befragten unter-
stützen eine Schulzeit bis 17 Uhr für alle Kinder, 43% lehnen 
diese ab. 

Im deutschen Schulsystem gibt es neben den staatlichen 
Schulen auch Schulen in freier Trägerschaft, wie z.B. Schu-
len in kirchlicher Trägerschaft oder Waldorfschulen. Wir ha-

ben die deutsche Bevölkerung nach ihrer 
Meinung gefragt, wie diese Schulen finan-
ziert werden sollten, wenn sie sich verpflich-
ten, kein zusätzliches Schulgeld von den 
SchülerInnen zu verlangen. Derzeit erhalten 
Schulen in freier Trägerschaft vom Staat pro 
SchülerIn etwa 60% bis 70% der Kosten er-
stattet, die an staatlichen Schulen entstehen. 
41% der Befragten möchte an dieser Rege-
lung festhalten (vgl. Abb. 10). Etwas mehr 
als ein Viertel (27%) findet, dass Schulen in 
freier Trägerschaft genauso viel staatliche 
Unterstützung erhalten sollten wie staatliche 
Schulen, ein weiteres Fünftel (19%) findet, 
dass sie mehr als derzeit, aber weniger als 
staatliche Schulen erhalten sollten. Nur 13% 
der Deutschen halten die finanzielle Unter-
stützung, die Schulen in freier Trägerschaft 
vom Staat erhalten, für zu hoch. Dieses Er-
gebnis ändert sich nicht signifikant in der Teil-
gruppe der Befragten, die den Hinweis er-
hielt, dass in einigen europäischen Ländern 
jede Schule gleich viel Geld je SchülerIn er-
hält, unabhängig davon, ob sie in staatlicher 
oder freier Trägerschaft ist.

Ein weiteres viel diskutiertes Thema der 
Schulpolitik ist die Inklusion, also der ge-
meinsame Unterricht von Kindern mit und 
ohne Behinderung oder Lernschwäche. 
40% der Deutschen finden, dass der Anteil 
von SchülerInnen mit Behinderung oder 
Lernschwäche, die in Regelschulen anstatt 
in speziellen Sonder- oder Förderschulen un-
terrichtet werden, steigen sollte (vgl. 
Abb. 11). 43% finden, dass der derzeitige 
Inklusionsanteil ausreichend ist. Eine Teil-

gruppe der Befragten wurde zunächst darüber informiert, 
dass deutschlandweit derzeit 28% der SchülerInnen mit Be-
hinderung oder Lernschwäche in Regelschulen unterrichtet 
werden und diese Werte in den einzelnen Bundesländern 
von 15% bis 63% reichen.3 Das Meinungsbild der Deutschen 
unterscheidet sich jedoch mit und ohne diese Information 
nicht signifikant.

Im letzten Jahr war im ifo Bildungsbarometer 2014 eine 
knappe Mehrheit der Deutschen der Meinung, dass die An-
zahl der Personen, die in Deutschland ein Studium aufneh-
men, zu hoch ist. Vor diesem Hintergrund haben wir die 
Bevölkerung in diesem Jahr befragt, ob sie die Anzahl der 
Personen mit Hochschulzugangsberechtigung für zu hoch 
hält. Gefragt nach der Anzahl der SchulabsolventInnen in 
ihrer Gegend, die das Abitur ablegen, findet die Mehrheit 

 3	 Der niedrigste Wert findet sich in Niedersachsen, der höchste in Bremen, 
was in der Befragung allerdings nicht erwähnt wurde.
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Wer sollte wichtige Entscheidungen im Grundschulbereich 
treffen?
Deutliche Mehrheit für freie Wahl der Grundschule und des Einschulungs- 
alters, jedoch nicht bei Übertritt an weiterführende Schulen

Eltern können Grundschule frei wählen

Eltern können Kind später einschulen

Frage 1:
Eltern können Grundschule frei wählen In den meisten Bundesländern
entscheidet der Wohnort der Familie, welche Grundschule ein Kind besucht
(„Sprengelpflicht“). Eltern können in der Regel nicht frei entscheiden, in welche
Grundschule ihr Kind geht. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Eltern die
Grundschule frei wählen können? 
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Eltern können Kind später einschulena) Grundsätzlich wird das Einschulungsalter
eines Kindes dadurch bestimmt, ob das Kind vor einem bestimmten Stichtag
6 Jahre alt ist. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Eltern entgegen der
grundsätzlichen Regel entscheiden dürfen, dass ihr Kind später eingeschult wird?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Schulnoten entscheiden über weiterführende Schulartb) In manchen
Bundesländern entscheidet der Notendurchschnitt am Ende der Grundschulzeit
darüber, welche Art der weiterführenden Schule (zum Beispiel Realschule oder
Gymnasium) ein Kind besucht. In anderen Bundesländern liegt diese Entscheidung
bei den Eltern. Sind Sie dafür oder dagegen, dass die Schulnoten entscheiden, auf
welche weiterführende Schulart ein Kind geht?

a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis auf den
Anteil der später eingeschulten Kinder in Deutschland gestellt. Da sich das
Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne Information unterscheidet,
wurden diese hier zusammengefasst.
b) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis gestellt,
dass sich Eltern häufig für den Schultyp entscheiden, den sie selbst besucht haben.
Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne Information
unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst.

Schulnoten entscheiden über weiterführende Schulart

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.

Abb. 8
Wer sollte wichtige Entscheidungen im Grundschulbereich treffen?
Deutliche Mehrheit für freie Wahl der Grundschule und des Einschulungsalters, jedoch 
nicht bei Übertritt an weiterführende Schulen



ifo Schnelldienst 17/2015 – 68. Jahrgang – 10. September 2015

37Forschungsergebnisse

der Befragten (51%), dass die derzeitige Anzahl in etwa die 
richtige Größenordnung ist. Ein Drittel der Deutschen meint, 
dass weniger SchülerInnen das Abitur absolvieren sollten, 
lediglich 16% sind der Meinung, dass es zurzeit zu wenige 
sind. Dieses Ergebnis verändert sich nicht in der Teilgruppe 
der Befragten, die darüber informiert wur-
den, dass derzeit in Deutschland 36% der 
SchulabsolventInnen das Abitur ablegen und 
dass dieser Anteil in den einzelnen Landkrei-
sen bzw. kreisfreien Städten von 11% bis 
59% reicht. 

Vergleichbarkeit der Prüfungen 

Im Schulbereich wird regelmäßig eine besse-
re Vergleichbarkeit zwischen den Bundeslän-
dern diskutiert. Deshalb haben wir im ifo Bil-
dungsbarometer 2015 einheitliche Prüfungen 
sowohl während der Schulzeit als auch bei 
den Schulabschlüssen zum Thema gemacht. 

Zum einen haben wir danach gefragt, ob je-
weils eine Klassenarbeit in Deutsch und Ma-
thematik in bestimmten Jahrgangsstufen – 
z.B. in der 3., 7. und 10. Klasse – durch einen 
deutschlandweit einheitlichen Vergleichstest 
ersetzt werden sollte, der bei allen SchülerIn-
nen in die Schulnote einfließt. Mit großer 
Mehrheit (68%) ist die deutsche Bevölkerung 

(sehr oder eher) für die Einführung solcher 
bundesweiter Vergleichstests (vgl. Abb. 12). 
In der Teilgruppe, die zusätzlich den Hinweis 
erhielt, dass dies in einigen anderen Ländern 
bereits üblich ist, ist die Zustimmung mit 62% 
etwas geringer. Wird eine weitere Teilgruppe 
zusätzlich darüber informiert, dass diese Ver-
gleichstests dazu genutzt werden, um die ein-
zelnen Schulen zu vergleichen, liegt die Zu-
stimmung wie in der ersten Gruppe bei 68%. 

Zum anderen haben wir nach der Einführung 
deutschlandweit einheitlicher Abschlussprü-
fungen gefragt. Im letzten Jahr hatte sich im 
ifo Bildungsbarometer 2014 eine überwälti-
gende Mehrheit von 85% für deutschland-
weit einheitliche Abschlussprüfungen im Abi
tur ausgesprochen. In diesem Jahr haben wir 
die Befragten nicht nur nach den Abiturprü-
fungen, sondern auch nach Prüfungen zum 
Haupt- und Realschulabschluss befragt. 
Beim Abitur (bzw. Hochschulreife) spricht 
sich wiederum eine überwältigende Mehrheit 
von 86% für bundeseinheitliche Prüfungen 
aus. Aber auch bei den anderen Abschlüssen 
ergeben sich mit 82% beim Hauptschulab-
schluss und 85% beim Realschulabschluss 

(Mittlere Reife) eindeutige Mehrheiten für die Einführung 
deutschlandweit einheitlicher Abschlussprüfungen. 

Von Seiten der Bevölkerung besteht also ein deutlicher 
Wunsch nach mehr Vergleichbarkeit zwischen den Bundes-
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Deutliche Mehrheit für Ganztagsschule bis 15 oder 16 Uhr – Widerstand wächst 
bei Schulzeit bis 17 Uhr 

Schulzeit bis 17 Uhr

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
Schulzeit bis 15 Uhr [Schulzeit bis 16 Uhr] {Schulzeit bis 17 Uhr} Sind Sie dafür
oder dagegen, dass Deutschland generell zu einem Ganztagsschulsystem wechselt,
in dem alle Kinder bis 15 [16] {17} Uhr in der Schule sind?
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Abb. 9
Soll Deutschland zu einem Ganztagsschulsystem wechseln?
Deutliche Mehrheit für Ganztagsschule bis 15 oder 16 Uhr – Widerstand wächst 
bei Schulzeit bis 17 Uhr

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
Schulzeit bis 15 Uhr [Schulzeit bis 16 Uhr] {Schulzeit bis 17 Uhr} Sind Sie dafür oder 
dagegen, dass Deutschland generell zu einem Ganztagsschulsystem wechselt, in dem alle 
Kinder bis 15 [16] {17} Uhr in der Schule sind?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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mehr als derzeit, und zwar genauso viel wie staatliche Schulen

mehr als derzeit, aber weniger als staatliche Schulen

genauso viel wie derzeit

weniger als derzeit

sie sollten gar kein Geld vom Staat erhalten

Wie sollten Schulen in freier Trägerschaft finanziert 
werden? 
Kein klares Bild, ob sie mehr staatliche Mittel erhalten sollten oder so 
viel wie bisher 

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage  :a):
Schulen in freier Trägerschaft, wie zum Beispiel Schulen in kirchlicher
Trägerschaft oder Waldorfschulen, erhalten derzeit vom Staat pro Schüler etwa
60–70 Prozent der Kosten erstattet, die ein Schüler an einer staatlichen Schule
verursacht. Wenn sich Schulen in freier Trägerschaft verpflichten, kein
zusätzliches Schulgeld von den Schülern zu verlangen – wie viel Geld sollten sie
pro Schüler vom Staat erhalten? 

a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis auf
die Situation in anderen Ländern gestellt. Da sich das Antwortverhalten
statistisch nicht von der Version ohne Information unterscheidet, wurden diese
hier zusammengefasst.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.

Abb. 10
Wie sollten Schulen in freier Trägerschaft finanziert werden?
Kein klares Bild, ob sie mehr staatliche Mittel erhalten sollten oder so viel wie bisher



38 Forschungsergebnisse

ifo Schnelldienst 17/2015 – 68. Jahrgang – 10. September 2015

ländern, sowohl bei den Prüfungen während der Schulzeit als 
auch bei den Abschlussprüfungen in allen Schulabschlüssen.

Benotung von und Ausgaben für Schulen 

Vor dem Hintergrund, dass die Deutschen bei vielen schul-
politischen Themen entsprechend der bisher berichteten 
Ergebnisse Reformbedarf sehen, überrascht es nicht, dass 
die Schulen von der Bevölkerung nur als mittelmäßig beno-
tet werden. Lediglich 2% der Bevölkerung beurteilen die 
allgemeinbildenden Schulen in Deutschland mit der Schulno-
te 1, rund ein Viertel der Befragten (26%) vergibt die Note 2 
(vgl. Abb. 13). Die Mehrheit (54%) findet die Schulen dage-
gen befriedigend und vergibt die Note 3. Knapp jeder fünf-
te Deutsche (18%) beurteilt die Schulen sogar mit den No-
ten 4, 5 oder 6. Nach der Bewertung der allgemeinbildenden 
Schulen im jeweils eigenen Bundesland und vor Ort gefragt, 
fallen die Noten besser aus: 37% bzw. 42% der Befragten 

geben in diesen Fällen die Note 1 oder 2. Im 
Vergleich zum Vorjahr, in dem wir im ifo Bil-
dungsbarometer 2014 dieselben Fragen zur 
Benotung der Schulen gestellt hatten, hat 
sich die Bewertung der Schulen weder auf 
Bundes- und Landesebene noch vor Ort sig
nifikant verändert. 

Gleichzeitig spricht sich die Mehrheit der 
Deutschen für höhere Ausgaben für Schulen 
aus: 78% der Befragten sind der Meinung, 
in ihrem Bundesland sollten die staatlichen 
Ausgaben für Schulen steigen (vgl. Abb. 14). 
Im Vergleich zum Vorjahr (71%) liegt die Zu-
stimmungsrate zu steigenden Bildungsaus-
gaben im Schulbereich noch etwas höher, 
was allerdings auch daran liegen könnte, 
dass sich die Frage in diesem Jahr auf das 
jeweilige Bundesland, im Vorjahr auf 
Deutschland insgesamt bezog. 

Eine Teilgruppe der Befragten haben wir vor 
Beantwortung der Frage darüber informiert, 
wie hoch die Ausgaben in ihrem jeweiligen 
Bundesland derzeit sind. So liegen die Aus-
gaben für öffentliche Schulen je SchülerIn 
2011 im bundesweiten Durchschnitt bei 
6 700 Euro und reichen von 5 800 Euro in 
Nordrhein-Westfalen bis 8 700 Euro in Thü-
ringen (Datenquelle: Statistisches Bundes-
amt 2014). In dieser Teilgruppe ist eine Ab-
schwächung der Bereitschaft zu höheren 
Ausgaben für Schulen zu beobachten. 
Gleichwohl sprechen sich auch in dieser Teil-
gruppe immer noch 63% für einen Anstieg 
der staatlichen Ausgaben aus. 

Schließlich haben wir auch gefragt, wofür zusätzliche Aus-
gaben im Schulsystem nach Meinung der Befragten aufge-
wendet werden sollten. Unter den drei möglichen Antworten 
– Schulklassen verkleinern, Lehrergehälter erhöhen oder 
neue Schulbücher, Computer und andere Lehrmittel an-
schaffen – spricht sich die Mehrheit der Bevölkerung (57%) 
für kleinere Schulklassen aus. Etwas mehr als ein Drittel 
(36%) entscheidet sich für zusätzliche Lehrmittel, lediglich 
7% finden, dass Lehrergehälter erhöht werden sollten. Auch 
im Vorjahr zog bereits eine deutliche Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung kleinere Klassen den anderen Ausgabenmög-
lichkeiten im Schulsystem vor. Zwei Teilgruppen der Befrag-
ten wurden vor Beantwortung der Frage über die Kosten 
der einzelnen Maßnahmen informiert. Dabei konnte eine Teil-
gruppe selbst darüber entscheiden, ob sie diese Informati-
on erhalten möchte. Das Meinungsbild der Befragten unter-
scheidet sich mit und ohne diese Information nicht signifikant 
voneinander. 
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Wie sollte sich das deutsche Schulsystem entwickeln? 
Keine klaren Mehrheiten für Veränderungen bei Inklusion und Anzahl 
der AbiturientInnen

 
Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Gemeinsamer Unterricht für Kinder mit und ohne Behinderunga) Sollte die
Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit Behinderung oder Lernschwäche, die in
Regelschulen (zusammen mit Kindern ohne Behinderung oder Lernschwäche)
anstatt in speziellen Sonder- oder Förderschulen unterrichtet werden, in Ihrem
Bundesland steigen, sinken oder unverändert bleiben?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Anzahl der AbiturientInnenb) Was denken Sie über die Anzahl der
Schulabsolventen, die in Ihrer Gegend (Landkreis bzw. kreisfreie Stadt) das Abitur
ablegen?

a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis auf den
Anteil der SchülerInnen mit Behinderung, die in Regelschulen unterrichtet werden,
gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne
Information unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst.
b) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis auf den
Anteil der SchulabsolventInnen, die das Abitur abgelegt haben, gestellt. Da sich das
Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne Information unterscheidet,
wurden diese hier zusammengefasst.

Gemeinsamer Unterricht für Kinder mit und ohne Behinderung

Anzahl der AbiturientInnen 

        stark steigen        steigen      in etwa unverändert bleiben      sinken       stark sinken 

Abb. 11

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Bildung jenseits der Schulzeit 

Auch Themenbereiche jenseits der Schulzeit – berufliche Aus-
bildung, Studium und Weiterbildung im Erwachsenenalter – hat 
das ifo Bildungsbarometer 2015 behandelt. 

Berufsausbildung

Ein wesentlicher Bestandteil der Berufsaus-
bildung in Deutschland ist die duale Ausbil-
dung in Betrieben und Berufsschulen. Bis 
vor wenigen Jahren noch wurde in der öf-
fentlichen Debatte hauptsächlich das Prob-
lem diskutiert, dass die Nachfrage der Schul-
absolventen nach Ausbildungsplätzen das 
Ausbildungsplatzangebot der Unternehmen 
deutlich übertraf. So blieben viele Bewer

berInnen für Lehrstellen ohne Ausbildungs-
vertrag. Inzwischen ist es aber so, dass die 
Zahl der Ausbildungsplätze, die in den Un-
ternehmen nicht besetzt werden kann, mit 
37 000 offenen Stellen deutlich über der Zahl 
der 21 000 jungen Menschen liegt, die ohne 
Ausbildungsvertrag bleiben (Datenquelle: 
Bundesagentur für Arbeit 2014). 

Vor diesem Hintergrund haben wir im ifo Bil-
dungsbarometer 2015 die Frage gestellt, wo 
man ansetzen müsste, damit unversorgte Ju-
gendliche einen Ausbildungsplatz bekom-
men. Liegt die Lösung des Problems nach 
Meinung der Deutschen eher bei der Ausbil-
dungsfähigkeit der Jugendlichen oder bei der 
Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen? 
Knapp die Hälfte der Befragten (48%) findet, 
dass Lösungen gleichermaßen bei den Ju-
gendlichen und den Unternehmen ansetzen 
müssten (vgl. Abb. 15). Allerdings tendiert die 
Bevölkerung eher zum Handlungsbedarf auf 
Seiten der BewerberInnen für Ausbildungs-
plätze: Gut ein Drittel der Befragten (37%) ist 
der Meinung, man müsste (hauptsächlich 
oder eher) bei der Ausbildungsfähigkeit der 
Jugendlichen ansetzen. Dieses Meinungsbild 
ändert sich auch nicht signifikant in der Teil-
gruppe der Befragten, die über die oben ge-
nannten Zahlen der unversorgten Bewerber 
und unbesetzten Ausbildungsplätze in 
Deutschland informiert wurde.

Ein möglicher Lösungsansatz, damit mehr 
Jugendliche einen Ausbildungsplatz bekom-
men, besteht darin, Unternehmen spezielle 
Anreize für ihre Ausbildungstätigkeit zu bie-
ten. Diese könnten sich in besonderer Weise 

auf solche Jugendlichen beziehen, die besondere Schwie-
rigkeiten haben, einen Ausbildungsvertrag zu bekommen. 
So haben wir die Befragten nach ihrer Meinung dazu gefragt, 
ob der Staat einen Teil der Ausbildungskosten der Betriebe 
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Klarer Wunsch nach Vergleichstests für SchülerInnen und deutschlandweiten
Abschlussprüfungen 

Deutschlandweit einheitliche Vergleichstests

Deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen

Frage 1 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Deutschlandweit einheitliche Vergleichstests – ohne Information Sind Sie dafür
oder dagegen, dass jeweils eine Klassenarbeit (Schulaufgabe) in Deutsch und
Mathematik in bestimmten Jahrgangsstufen – zum Beispiel in der 3., 7. und
10. Klasse – durch einen deutschlandweit einheitlichen Vergleichstest ersetzt wird,
der bei allen Schülerinnen und Schülern in die Schulnote einfließt? 
Deutschlandweit einheitliche Vergleichstests – mit Hinweis auf andere Länder
[und Schulvergleich] In einigen anderen Ländern ist es üblich, dass alle
Schülerinnen und Schüler in bestimmten Jahrgangsstufen einen landesweiten
Vergleichstest schreiben, der in die Schulnote der Schülerinnen und Schüler einfließt
[und mit dem die einzelnen Schulen verglichen werden]. 
Sind Sie dafür oder dagegen, dass jeweils eine Klassenarbeit (Schulaufgabe) in
Deutsch und Mathematik in bestimmten Jahrgangsstufen – zum Beispiel in der 3., 7.
und 10. Klasse – durch einen deutschlandweit einheitlichen Vergleichstest ersetzt
wird, der bei allen Schülerinnen und Schülern in die Schulnote einfließt [und mit dem
die einzelnen Schulen verglichen werden können]?
Frage 2:
Deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen Sind Sie dafür oder dagegen,
dass bei folgenden Schulabschlüssen deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfun-
gen eingeführt werden?

mit Hinweis auf andere

Abb. 12

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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übernehmen sollte, die jenen Jugendlichen einen Ausbil-
dungsplatz anbieten, die ein Jahr lang erfolglos eine Stelle 
gesucht haben. Zwei Drittel der Deutschen (66%) spricht sich 
für diesen Reformvorschlag aus. 

Derzeit haben in Deutschland 16% der jungen Leute im Alter 
von 25 bis 35 Jahren keine abgeschlossene Berufsausbil-
dung. Zwischen den einzelnen Bundesländern variiert dieser 
Anteil von 8% bis 25% (Datenquelle: Bundesagentur für Ar-
beit 2013).4 Eine Teilgruppe der Befragten wurde vor Beant-
wortung der Frage über diese Anteile junger Personen ohne 
Berufsausbildung informiert. Auf das Antwortverhalten zur 
Frage nach der staatlichen Übernahme der Ausbildungskos-
ten erfolglos Suchender hatte dies jedoch keine Auswirkung. 

Weiterbildung

Lebenslanges Lernen ist in der sich immer schneller verän-
dernden Arbeitswelt von großer Bedeutung. Um den sich 

 4	 Der niedrigste Wert findet sich in Sachsen und Thüringen, der höchste in 
Bremen.

wandelnden Anforderungen des Arbeits-
marktes gewachsen zu sein, sind Weiterbil-
dungsmaßnahmen im Erwachsenenalter für 
Arbeitnehmer wichtig. Im ifo Bildungsbaro-
meter 2015 haben wir die Meinung der Be-
völkerung zu einer Maßnahme erfragt, die 
Arbeitnehmern die Teilnahme an beruflicher 
Weiterbildung erleichtern soll.

Eine tarifliche Garantie für Weiterbildungs-
maßnahmen, die sogenannte Bildungsteilzeit, 
war eine der wichtigsten Forderungen der 
diesjährigen Tarifverhandlungen zwischen der 
IG Metall und den Arbeitgeberverbänden. Die-
se ermöglicht es Arbeitnehmern, ihre Arbeits-
zeit bei einer Vollzeitstelle für eine berufliche 
Weiterbildung zu reduzieren, wobei sich Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer die aufgrund der 
reduzierten Arbeitszeit entstandenen Kosten 
teilen. Nach Beendigung der Weiterbildung 
besteht – ähnlich wie bei der Elternzeit – ein 
Anspruch darauf, in Vollzeit zurückzukehren. 

Eine Mehrheit von fast zwei Dritteln der Be-
fragten (65%) spricht sich (sehr oder eher) 
für eine solche Bildungsteilzeit aus, nur ein 
kleiner Anteil (17%) ist (sehr oder eher) da-
gegen (vgl. Abb. 16). Im Einklang mit diesem 
Meinungsbild wurde die Bildungsteilzeit in 
diesem Jahr bundesweit in die Tarifverträge 
der IG Metall aufgenommen – allerdings oh-
ne eine Verpflichtung der Arbeitgeber, die 
Kosten für Weiterbildungsmaßnahmen an-
teilig zu übernehmen. 

Studium 

Schließlich hat das ifo Bildungsbarometer 2015 auch einige 
Fragen zum Hochschulstudium gestellt. 

Studiengebühren 

In den vergangenen Jahren wurden Studiengebühren an 
öffentlichen Universitäten und Hochschulen in Deutschland 
kontrovers diskutiert. Die Einführung von Gebühren von bis 
zu 500 Euro pro Semester in sieben deutschen Bundeslän-
dern ab dem Jahr 2005 wurde von Studierendenprotesten 
und Widerstand aus der Bevölkerung begleitet, was schließ-
lich zur Wiederabschaffung in allen Bundesländern führte. 
Es zeigt sich jedoch, dass es in der Bevölkerung keine ab-
solute Mehrheit für die Abschaffung von Studiengebühren 
gibt: Während sich 44% der Befragten dafür aussprechen, 
dass Studierende, die an einer Universität oder Hochschu-
le in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten 
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Sollten die staatlichen Ausgaben für Schulen steigen?
Deutliche Mehrheit für höhere Bildungsausgaben

Staatliche Ausgaben für Schulen

Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Staatliche Ausgaben für Schulen – ohne Information [mit Information
über derzeitige Ausgaben] [Die staatlichen Bildungsausgaben in Ihrem
Bundesland betragen im Durchschnitt jährlich x Euro pro
Schülerin/Schüler.] Sollten die staatlichen Ausgaben für Schulen in Ihrem
Bundesland Ihrer Meinung nach steigen, sinken oder unverändert bleiben?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Verwendung zusätzlicher Gelder im Schulsystema) Stellen Sie sich vor,
die Regierung plant, die Ausgaben für das Schulsystem zu erhöhen. Für
welche der folgenden Möglichkeiten sind Sie? 

a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis
auf kostengleiche Alternativen gestellt. Einem weiteren Teil der Befragten
wurde dieser Hinweis nur auf explizite Aufforderung der Befragten gezeigt.
Da sich das Antwortverhalten dieser zwei Versionen statistisch nicht von
der Version ohne Information unterscheidet, wurden die Ergebnisse hier
zusammengefasst.

Verwendung zusätzlicher Gelder im Schulsystem 

        stark steigen        steigen      in etwa unverändert bleiben      sinken       stark sinken 

Abb. 14

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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durch Studiengebühren tragen, sind 46% dagegen (vgl. 
Abb. 17). In der letztjährigen Befragung war das Meinungs-
bild – mit 40% Zustimmung und 47% Ablehnung – ähnlich. 
Wie im ersten ifo Bildungsbarometer ist die Zustimmung zu 
Studiengebühren unter Personen ohne Hochschulreife 
(47%) deutlich höher als unter Personen mit 
Hochschulreife (36%).

Informationen über die Durchschnittsver-
dienste von Personen mit unterschiedlichen 
Bildungsabschlüssen verändern das Mei-
nungsbild deutlich. Eine Teilgruppe der Be-
fragten wurde darüber informiert, dass Per-
sonen mit einem abgeschlossenen Studium 
durchschnittlich etwa 2 450 Euro netto im 
Monat verdienen, während der Verdienst von 
Personen mit beruflicher Ausbildung (Lehre) 
etwa 1 850 Euro und von Personen ohne 
abgeschlossene Ausbildung etwa 1 400 Eu-
ro beträgt (Datenquelle: Berechnung anhand 
des Mikrozensus 2012). In der so informierten 

Teilgruppe sprechen sich 50% für Studien-
gebühren aus und nur 38% dagegen. Mit die-
ser Information spricht sich sogar eine abso-
lute Mehrheit der Personen ohne Hochschul-
reife (56%) für Studiengebühren aus, unter 
Personen mit Hochschulreife sind es 38%.5

Nachgelagerte Studiengebühren sind eine 
alternative Form von Studiengebühren, die 
etwa in Australien und Großbritannien üblich 
ist. Diese Gebühren müssen erst nach Ab-
schluss des Studiums bezahlt werden und 
nur dann, wenn das Einkommen der Absol-
ventInnen einen gewissen Schwellenwert 
übersteigt. Eine weitere Teilgruppe der Be-
fragten haben wir gefragt, ob diese alterna-
tive Form von Studiengebühren auch in 
Deutschland eingeführt werden sollte. Ob-
wohl diese Art von Studiengebühren in 
Deutschland bislang wenig diskutiert wurde, 
spricht sich ein deutliche Mehrheit der Bevöl-
kerung dafür aus: 59% sind dafür, eine solche 
Regelung in Deutschland einzuführen, 30% 
sind dagegen. Für diese Art sozial verträgli-
cher Studiengebühren gibt es in Deutschland 
also eine klare politische Mehrheit.6

 5	 Im letztjährigen ifo Bildungsbarometer wurde eine 
zufällig ausgewählte Teilgruppe darüber informiert, 
dass Personen mit abgeschlossenem Studium Jahr 
für Jahr durchschnittlich rund 40% mehr verdienen 
als Personen mit einer beruflichen Ausbildung 
(Datenquelle: Berechnung anhand der PIAAC-Da-
ten). Diese Information erhöhte die Zustimmung zu 
Studiengebühren auf 48%. Der signifikante Effekt 
von Informationen über Verdienstunterschiede zwi-
schen Personen mit und ohne Hochschulstudium ist 
also nicht von der Art der Präsentation (absolute Ein-
kommenswerte oder prozentuale Unterschiede) 
abhängig.

 6	 Im letzten Jahr wurde die Frage zu nachgelagerten 
Studiengebühren nicht anstatt der Frage zu her-
kömmlichen Studiengebühren, sondern nach dieser 
gestellt. Dabei hatten sich 62% für nachgelagerte 
Studiengebühren ausgesprochen, 34% dagegen.
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bei beidem gleichermaßen
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Wie können mehr Jugendliche einen Ausbildungsplatz 
bekommen?
Mehrheit für staatliche Finanzierung betrieblicher Ausbildung von 
erfolglos Suchenden

Ansatzpunkt für Jugendliche ohne Ausbildungsplatz

Staatliche Übernahme der Ausbildungskosten für erfolglos Suchende

Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Ansatzpunkt für Jugendliche ohne Ausbildungsplatza) Viele junge Leute
finden nach der Schule keinen Ausbildungsplatz. Wo müsste man aus Ihrer
Sicht am ehesten ansetzen, damit diese Jugendlichen einen
Ausbildungsplatz bekommen?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Staatliche Übernahme der Ausbildungskosten für erfolglos
Suchendea) Sind Sie dafür oder dagegen, dass der Staat einen Teil der
Ausbildungskosten der Betriebe übernimmt, die jenen Jugendlichen einen
Ausbildungsplatz anbieten, die ein Jahr lang erfolglos einen
Ausbildungsplatz gesucht haben?

a) Die Fragen wurden jeweils einem Teil der Befragten mit zusätzlichen
Hinweis auf die Anzahl der unbesetzen Ausbildungsplätze und
unversorgten Bewerber bzw. den Anteil der jungen Leute ohne
abgeschlossene Berufsausbildung gestellt. Da sich das Antwortverhalten
jeweils statistisch nicht von der Version ohne Information unterscheidet,
wurden diese hier zusammengefasst.

      sehr dafür       eher dafür     weder dafür noch dagegen     eher dagegen      sehr dagegen 

Abb. 15
Wie können mehr Jugendliche einen Ausbildungsplatz bekommen?
Mehrheit für staatliche Finanzierung betrieblicher Ausbildung von erfolglos Suchenden

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Wie ließe sich die berufliche Weiterbildung fördern? 
Deutliche Mehrheit für Bildungsteilzeit 

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
Sind Sie dafür oder dagegen, dass Arbeitnehmer einen tariflich geregelten
Anspruch darauf haben, ihre Arbeitszeit für eine berufliche Weiterbildung
zu reduzieren („Bildungsteilzeit“) und anschließend in Vollzeit
zurückzukehren, wobei sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Kosten der
reduzierten Arbeitszeit teilen?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Zugang zu den Hochschulen 

Um die Durchlässigkeit zwischen Berufsausbildung und 
Hochschulstudium zu verbessern, haben in den vergange-
nen Jahren alle Bundesländer ihre Hochschulen entspre-
chend den Empfehlungen der Kultusministerkonferenz 
(2009) für Studierende ohne Abitur oder Fachhochschulrei-
fe geöffnet. Zwischen 2009 und 2012 ist der Anteil der Stu-
dienanfänger ohne Abitur oder Fachhochschulreife von 1,5% 
auf 2,5% angestiegen (vgl. Duong und Püttmann 2014). 
Über ihre Meinung zur Anzahl der Personen mit einer abge-
schlossenen beruflichen Ausbildung, die später ein Studium 
aufnehmen, befragt, ist die Mehrheit der Deutschen mit der 
derzeitigen Situation zufrieden: Knapp die Hälfte (48%) der 
Befragten denkt, dass die derzeitige Anzahl in etwa der rich-
tigen Größenordnung entspricht (vgl. Abb. 18). Immerhin 
38% finden, dass es zurzeit (viel oder eher) zu wenige sind, 
14% sind der Meinung, es seien (viel oder eher) zu viele. 
Dies steht im Einklang mit dem Befund der letztjährigen Be-
fragung, dass die Deutschen einer weiteren Erhöhung der 
Studierendenzahlen eher skeptisch gegenüberstehen.

Neben Studiengebühren ist die finanzielle 
Unterstützung von Studierenden ein zentra-
les Thema der Hochschulpolitik. In Deutsch-
land regelt das Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (BAföG) die staatliche Unter-
stützung von Studierenden. Dabei entschei-
det unter anderem das Einkommen der El-
tern, ob und in welcher Höhe die Förderung 
gewährt wird. Der Vorschlag, für alle Studie-
renden vom Elterneinkommen unabhängige 
BAföG-Leistungen einzuführen, wird von 
47% der Befragten befürwortet, 45% sind 
dagegen. Eine Neuausrichtung des BAföG 
vom derzeitigen Ziel, die Bildungschancen 
sozial schwacher Studierender zu erhöhen, 
hin zur Bereitstellung eines Grundeinkom-
mens für alle Studierenden findet in der deut-
schen Bevölkerung also keine absolute 
Mehrheit.

Viele Experten gehen davon aus, dass der 
verstärkte Einsatz von digitalen Technologien 
die Hochschullandschaft grundlegend ver-
ändern wird. Nicht zuletzt das Aufkommen 
der Massive Open Online Courses (MOOCs) 
hat dieses Thema auf die Agenda gebracht. 
Gerade vor dem Hintergrund stetig steigen-
der Studierendenzahlen an deutschen Uni-
versitäten wird die Frage diskutiert, inwiefern 
Studierende Vorlesungen von zu Hause aus 
online im Internet verfolgen könnten. Fast ein 
Viertel der Befragten (23%) ist aber der Mei-
nung, dass keine »klassischen« Vorlesungen 
an Universitäten und Hochschulen durch 

Online-Video-Vorlesungen ersetzt werden sollten. Lediglich 
7% sprechen sich dafür aus, mehr als die Hälfte der klassi-
schen Vorlesungen zu ersetzen. Entgegen des internationa-
len Trends einer verstärkten Digitalisierung der Hochschul-
lehre zeigt sich in der deutschen Bevölkerung diesbezüglich 
nur geringe Unterstützung.

Bildungsphasenübergreifende Aspekte

Neben Themen in den einzelnen Bildungsphasen hat das ifo 
Bildungsbarometer 2015 schließlich auch wieder einige Fra-
gen erhoben, die das Bildungssystem insgesamt betreffen. 

Föderalismus in der Bildungspolitik

Die deutsche Bildungspolitik ist maßgeblich von der föde-
ralen Struktur geprägt. Laut Grundgesetz ist die inhaltliche 
Gestaltung des Bildungssystems sowie dessen Finanzie-
rung in Deutschland Sache der Bundesländer. Das soge-
nannte Kooperationsverbot verbietet dabei jegliche bil-
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Sollten Studierende Studiengebühren zahlen?
Deutsche sind nicht mehrheitlich gegen Studiengebühren –  Gebühren, die erst nach 
dem Studium anfallen, fänden sogar deutliche Zustimmung 

nachgelagerte 
Studiengebühren

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information [mit Information über Mehrverdienst durch Studienabschluss]
Nun kommen wir zum Studium. [Personen mit einem abgeschlossenen Studium
verdienen durchschnittlich etwa 2 450 Euro netto im Monat, Personen mit einer
beruflichen Ausbildung (Lehre) etwa 1 850 Euro und Personen ohne abgeschlossene
Ausbildung etwa 1 400 Euro.] Sind Sie dafür oder dagegen, dass Studierende, die an
einer Universität oder Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der
Studienkosten durch Studiengebühren tragen?
nachgelagerte Studiengebühren Nun kommen wir zum Studium. In anderen Ländern
gibt es Studiengebühren, die erst nach dem Abschluss des Studiums erhoben werden,
wenn die ehemaligen Studierenden Einkommen erzielen. Die Gebühren müssen nur
dann zurückgezahlt werden, wenn ihr Jahreseinkommen über einem gewissen
Schwellenwert liegt. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Studierende, die an einer
Universität oder Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten
durch diese alternative Form von Studiengebühren tragen?
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mit Information über Mehrverdienst
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Abb. 17

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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dungspolitische Initiative des Bundes sowie die dauerhafte 
Finanzierung bildungspolitischer Projekte durch den Bund. 
Ende letzten Jahres wurde dieses Kooperationsverbot im 
Hochschulbereich durch eine Grundgesetzänderung aufge-
hoben. Bei der Frage, ob das Kooperationsverbot auch im 
Schulbereich aufgehoben werden sollte, spricht sich die 
Mehrheit der Befragten (59%) für die Aufhebung aus, nur 
ein Fünftel (20%) ist dagegen (vgl. Abb. 19). Dies zeigt eine 
deutliche Präferenz der Deutschen für mehr Bildungsverant-
wortung auf Bundesebene.

Der Wunsch nach einer stärkeren Einbindung des Bundes 
spiegelt sich auch in der Meinung der Bevölkerung zur Fi-
nanzierung der Schulen wider. Dazu gaben die Befragten 
an, welcher Anteil der Finanzierung von allgemeinbildenden 

Schulen ihrer Meinung nach jeweils von 
Bund, Ländern und Gemeinden übernom-
men werden sollte. Dabei zeigt sich wieder-
um, dass die Bevölkerung den Bund am 
stärksten in der Pflicht sieht: Durchschnittlich 
sind die Deutschen der Meinung, dass der 
Bund 48% der Finanzierung übernehmen 
sollte, die Bundesländer 33% und die Ge-
meinden 18%. Die präferierte Aufteilung zwi-
schen Bund und Ländern steht damit im 
deutlichen Kontrast zur tatsächlichen derzei-
tigen Finanzierungsstruktur im Schulbereich: 
In den aktuellsten Daten für 2011 hat der 
Bund nur gut 3% der öffentlichen Ausgaben 
für Schulen übernommen, die Länder 79% 
und die Gemeinden knapp 18%, wobei die 
Bundesausgaben nach dem Auslaufen tem-
porärer Programme seither sogar weitge-
hend entfallen sind (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2014). 

Ausgaben für unterschiedliche Bildungs-
bereiche

Wie im ersten ifo Bildungsbarometer 2014 
gehen wir auch in diesem Jahr der Frage 
nach, welchem Bildungsbereich am ehesten 
zusätzliche staatliche Bildungsausgaben zu-
kommen sollten. Dazu konnten die Befrag-
ten angeben, welcher Bereich ihrer Meinung 
nach von einer Erhöhung staatlicher Bil-
dungsausgaben profitieren sollte, wenn es 
nur einer sein könnte. Am häufigsten nennen 
die Befragten mit 41% die weiterführenden 
Schulen, gefolgt von Grundschulen mit 30% 
(vgl. Abb. 20). Dass die zusätzlichen Ausga-
ben in erster Linie im Bereich der frühkind-
lichen Bildung anfallen sollten, meinen hin-
gegen nur 15%, im Bereich der Berufsschu-
len und Hochschulen sind es mit 9% bzw. 

6% noch weniger. Im Vergleich zur letztjährigen Befragung 
hat sich die Zustimmung für die weiterführenden Schulen 
deutlich erhöht, die für den frühkindlichen Bereich deutlich 
verringert.7 

Eine Teilgruppe der Befragten wurde zunächst darüber in-
formiert, dass zahlreiche Studien zeigen, dass Ausgaben im 
frühkindlichen Bildungsbereich einen stärkeren positiven 
Einfluss auf den zukünftigen Wohlstand der Gesellschaft ha-
ben als Ausgaben in späteren Bildungsbereichen. Unter den 
so Informierten verschieben sich die Anteile deutlich zuguns-
ten der frühen Bildungsbereiche: Der Anteil der Befürworter 

 7	 Allerdings wurden die Befragten im Vorjahr nicht einleitend darauf hinge-
wiesen, dass zahlreiche Studien zeigen, dass Bildung wichtig für den 
zukünftigen Wohlstand der Gesellschaft ist, was sich möglicherweise 
auch auf das Antwortverhalten auswirken könnte. 
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Was meinen die Deutschen zu Themen des Studiums? 
Weder klare Zustimmung zu mehr Studierenden mit Berufsabschluss 
noch zu elternunabhängiger staatlicher Unterstützung für Studierende

Anzahl der Studienanfänger nach Berufsausbildung

Elternunabhängiges BAföG

Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Anzahl der Studienanfänger nach Berufsausbildung Personen, die
zunächst eine berufliche Ausbildung (Lehre) abgeschlossen haben, können
unter bestimmten Umständen später ein Studium an einer Fachhochschule
oder Universität aufnehmen. Was denken Sie über die Anzahl der Personen
mit einer abgeschlossenen beruflichen Ausbildung (Lehre) in Deutschland,
die später ein Studium aufnehmen? 
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Elternunabhängiges BAföG Das BAföG ist eine staatliche finanzielle
Unterstützung für Studierende, die in Abhängigkeit vom Einkommen der
Eltern gezahlt wird. Sind Sie dafür oder dagegen, dass alle Studierenden
generell unabhängig vom Einkommen der Eltern vom Staat BAföG erhalten?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Online-Video-Vorlesungen Vorlesungen sind ein üblicher Bestandteil eines
Studiums. Mittlerweile gibt es die Möglichkeit, dass Vorlesungen online im
Internet gezeigt werden. Was meinen Sie, ungefähr welcher Anteil der
„klassischen“ Vorlesungen an Universitäten und Hochschulen sollte durch
Online-Video-Vorlesungen ersetzt werden?

* Die den Befragten zur Verfügung stehenden Antwortkategorien 60 Prozent,
70 Prozent, 80 Prozent, 90 Prozent und alle wurden hier zusammengefasst.

Online-Video-Vorlesungen
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       sehr dafür       eher dafür     weder dafür noch dagegen     eher dagegen      sehr dagegen 

mehr als 50 Prozent* 50 Prozent 40 Prozent 30 Prozent 20 Prozent 10 Prozent keine

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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von zusätzlichen Ausgaben im frühkindlichen Bereich ist mit 
31% mehr als doppelt so hoch wie in der Teilgruppe, die 
keine Information erhielt. Auch für Ausgaben im Grundschul-
bereich ist die Zustimmung um 5 Prozentpunkte höher. Da-
für sinkt die Zustimmung zu Ausgabenerhöhungen für spä-
tere Bildungsbereiche, insbesondere liegt die Zustimmung 
für weiterführende Schulen bei nur mehr 26%. Eine weitere 
Teilgruppe wurde zusätzlich darüber informiert, dass die 
staatlichen Ausgaben pro Kind im frühkindlichen Bildungs-
bereich in Deutschland unter dem EU-Durchschnitt liegen, 
im Hochschulbereich darüber. Dies hatte aber keinen zu-
sätzlichen Einfluss auf das Antwortverhalten. 

Gewünschte Bildungsabschlüsse

Die duale Berufsausbildung nimmt im deutschen Bildungs-
system eine zentrale Rolle ein. So haben 55% der deut-
schen Bevölkerung im Alter von 25 bis 64 Jahren einen 
beruflichen Bildungsabschluss im höheren Sekundarbe-
reich, im Durchschnitt der OECD-Länder sind dies nur 33% 
(vgl. OECD 2014). Demgegenüber haben in Deutschland 
28% einen Hochschulabschluss, im Vergleich zu 33% im 
Durchschnitt der OECD-Länder. Diese strukturellen Unter-
schiede werfen die Frage auf, welche Bildungsabschlüsse 
sich die Deutschen für ihre Kinder wünschen. Um diese 
Frage zu beantworten, sollten die Befragten angeben, wie 
stark bestimmte Bildungsabschlüsse ihrer persönlichen 
Idealvorstellung für ihr Kind entsprechen würden – und 

zwar unabhängig davon, ob sie Kinder ha-
ben bzw. welchen Bildungsabschluss ihr 
Kind hat oder wahrscheinlich später einmal 
machen wird. 

Auf einer Skala von 1 (»überhaupt nicht«) 
bis 5 (»voll und ganz«) kommen alle drei vor-
geschlagenen Abschlüsse – »Beruflicher 
Ausbildungsabschluss (Lehre)«, »Berufliche 
Ausbildung mit anschließendem Hochschul-
abschluss« und »Hochschulabschluss« – für 
eine deutliche Mehrheit der Deutschen in 
Frage (Bewertung mit 4 oder 5). Für jeweils 
62% entspricht ein Abschluss einer Berufs-
ausbildung ohne bzw. mit anschließendem 
Hochschulabschluss der Idealvorstellung, 
beim Hochschulabschluss liegt dieser Wert 
mit 56% etwas niedriger (vgl. Abb. 21). 

Ein Hochschulstudium zahlt sich in Deutsch-
land deutlich aus: Die Arbeitslosenquote von 
Hochschulabsolventen beträgt in etwa 
2,5%, während 5% der Personen mit abge-
schlossener Berufsausbildung und sogar 
19% derjenigen ohne Berufsbildungsab-
schluss arbeitslos sind (Datenquelle: Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2013). 

Wie bereits berichtet, liegt auch der Durchschnittsverdienst 
für HochschulabsolventInnen mit 2 450 Euro netto im Monat 
deutlich über dem Verdienst von Personen mit Berufsaus-
bildung (1 850 Euro) und Personen ohne Ausbildungsab-
schluss (1 400 Euro). In zwei Teilgruppen der Befragten, die 
entweder über die Arbeitslosen- oder über die Verdienst-
zahlen informiert wurden, ist das Meinungsbild sehr ähnlich 
zur Teilgruppe, die die Frage ohne weitere Information be-
antwortet hat. Informationen über den Arbeitsmarkterfolg 
nach Bildungsabschlüssen scheinen sich also nicht darauf 
auszuwirken, welche Bildungsabschlüsse sich die Deut-
schen für ihre Kinder wünschen.

Wie unterscheiden sich Eltern von der sonstigen 
Bevölkerung? 

Im diesjährigen ifo Bildungsbarometer haben wir einen be-
sonderen Schwerpunkt auf die Frage gelegt, inwiefern sich 
die Meinungen von Eltern mit Kindern im schulpflichtigen 
Alter von der sonstigen Bevölkerung unterscheiden. 
Schließlich sind es die Eltern, die durch außerschulische 
Förderung, Vermittlung bildungsrelevanter Werte und Bil-
dungsentscheidungen maßgeblich zum Bildungserfolg ih-
rer Kinder beitragen. Darüber hinaus haben Eltern zum Teil 
Möglichkeiten, die Bildungsinstitutionen mitzugestalten, 
etwa durch das Engagement in Gremien. Um einen reprä-
sentativen Vergleich zwischen den bildungspolitischen Mei-
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Welche Rolle sollte der Bund in der Bildungspolitik spielen?
Klarer Wunsch nach größerer Beteiligung des Bundes

Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Aufhebung des Kooperationsverbotes im Schulbereich Laut
Grundgesetz ist Bildung in Deutschland Ländersache. Dem Bund sind
bildungspolitische Initiativen sowie Finanzhilfen im Bildungsbereich
untersagt. Diese oft als „Kooperationsverbot“ bezeichnete Regelung wurde
im letzten Jahr für den Hochschulbereich aufgehoben. Sind Sie dafür oder
dagegen, dass das Kooperationsverbot auch im Schulbereich aufgehoben
wird?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Finanzierung allgemeinbildender Schulen Welcher Anteil der
Finanzierung für allgemeinbildende Schulen sollte Ihrer Meinung nach von
den verschiedenen staatlichen Ebenen kommen? Ihre Angaben sollten
insgesamt 100 Prozent ergeben. 

Aufhebung des Kooperationsverbotes im Schulbereich

Finanzierung allgemeinbildender Schulen
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Bund Bundesländer Gemeinden

Abb. 19

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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nungen von Eltern schulpflichtiger Kinder 
und der restlichen Bevölkerung ziehen zu 
können, wurden im Zuge des diesjährigen 
ifo Bildungsbarometers zusätzlich zur re-
präsentativen Grundstichprobe über 1 000 
Eltern von Kindern im Alter von sechs bis 
15 Jahren befragt (vgl. Kasten 1 für metho-
dische Details). Deshalb ist es uns nun 
möglich, im Folgenden das Meinungsbild 
der Eltern mit Kindern im Alter bis ein-
schließlich 18 Jahren – hier kurz als »Eltern« 
bezeichnet – mit dem Meinungsbild der 
Personen ohne Kinder in dieser Altersgrup-
pe zu vergleichen.8 

Insgesamt fallen die Meinungsunterschiede 
zwischen Eltern und der restlichen Bevöl-
kerung erstaunlich gering aus. Bei der 
Mehrzahl der Fragen unterscheiden sich die 
Meinungen der Eltern junger Kinder nicht 
signifikant von den Meinungen der Perso-
nen ohne junge Kinder. Bemerkenswert ist, 
dass sich selbst in einigen Bereichen, die 
Eltern unmittelbar betreffen, keine signifi-
kanten Unterschiede im Meinungsbild fin-
den. So sind sich Eltern und die restliche 
Bevölkerung beispielsweise bei den Fragen 
einig, welche Aufgaben in der Grundschul-
zeit von der Schule bzw. den Eltern über-
nommen werden sollen (vgl. Abb. 5)9 und 
welche Kompetenzen für die Zukunft von 
SchülerInnen wichtig sind (vgl. Abb. 6). In-
teressanterweise unterscheiden sich Eltern 
und die sonstige Bevölkerung auch nicht 
signifikant bei der Frage, wie über die wei-
terführende Schulart eines Kindes entschie-
den werden sollte (vgl. Abb. 8): In beiden 
Gruppen ist eine absolute Mehrheit dafür, 
dass Schulnoten – und nicht die Eltern 
selbst – entscheiden. Auch die persönlichen 
Idealvorstellungen über den Bildungsab-
schluss des Kindes unterscheiden sich 

 8	 »Eltern« sind im Folgenden also die Eltern von Kin-
dern im Alter bis einschließlich 18 Jahren in der 
Grundstichprobe sowie die in diesem Jahr zusätzlich 
befragten Personen mit Kindern im Alter von sechs 
bis 15 Jahren. Dies sind insgesamt 2 057 Eltern, im 
Vergleich zu 2  010 Personen ohne Kinder im ent-
sprechenden Alter. An den berichteten Ergebnissen 
ändert sich kaum etwas, wenn man stattdessen bei-
spielsweise Eltern schulpflichtiger Kinder (im Alter 
von sechs bis 15 Jahren) mit Personen ohne Kinder 
im Alter von unter 25 Jahren vergleicht.

 9	 Einzige Ausnahme ist die Kategorie »Nachmittagsak-
tivitäten wie Musik, Sport oder Theater«, bei der sich 
Eltern selbst stärker in der Pflicht sehen als die rest-
liche Bevölkerung.
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Kitas, Krippen, Kindergärten

Grundschulen

weiterführende Schulen

Berufsschulen

Universitäten und Hochschulen

Welcher Bildungsbereich sollte von zusätzlichen Geldern 
profitieren?
Information über Vorteile der frühkindlichen Bildung erhöht Zustimmung zu  
Ausgaben für Kitas, Krippen und Kindergärten

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information Zahlreiche Studien zeigen, dass Bildung wichtig für
den zukünftigen Wohlstand der Gesellschaft ist. Stellen Sie sich vor,
dass der Staat eine Erhöhung der Bildungsausgaben plant. Wenn nur
ein Bildungsbereich von dieser Erhöhung profitieren könnte, welcher
Bereich sollte das Ihrer Meinung nach sein?

mit Informationa) Zahlreiche Studien zeigen, dass Ausgaben im
frühkindlichen Bildungsbereich einen stärkeren positiven Einfluss auf
den zukünftigen Wohlstand der Gesellschaft haben als Ausgaben in
späteren Bildungsbereichen. Stellen Sie sich vor, dass der Staat eine
Erhöhung der Bildungsausgaben plant. Wenn nur ein Bildungsbereich
von dieser Erhöhung profitieren könnte, welcher Bereich sollte das Ihrer
Meinung nach sein?

a) Ein Teil der Befragten erhielt den zusätzlichen Hinweis, dass in
Deutschland die staatlichen Ausgaben pro Kind im frühkindlichen
Bereich unter dem EU-Durchschnitt liegen, im Hochschulbereich
darüber. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version
„mit Information“ unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst.

Abb. 20
Welcher Bildungsbereich sollte von zusätzlichen Geldern profitieren?
Information über Vorteile der frühkindlichen Bildung erhöht Zustimmung zu Ausgaben für 
Kitas, Krippen und Kindergärten

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Welchen Bildungsabschluss streben die Deutschen für 
ihre Kinder an?
Sowohl Lehre als auch Hochschulstudium werden als erstrebenswert 
angesehen

a)

Sehen Sie einmal ganz davon ab, ob Sie Kinder haben bzw. welchen
Bildungsabschluss Ihr Kind hat oder wahrscheinlich später einmal machen wird.
Wie stark würden die folgenden Bildungsabschlüsse Ihrer persönlichen
Idealvorstellung für Ihr Kind entsprechen?

a) Die Ergebnisse dieser Fragen beziehen sich auf die deutsche Bevölkerung mit
privater Internetnutzung, da es hier nicht möglich war, die Bevölkerung ohne
private Internetnutzung  einzubeziehen.
Jeweils einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis
auf Arbeitslosenquoten bzw. Durchschnittsverdienstzahlen nach Bildungsab-
schlüssen gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version
ohne Information unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst.

schulabschluss

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage  :

Abb. 21
Welchen Bildungsabschluss streben die Deutschen für ihre Kinder an?
Sowohl Lehre als auch Hochschulstudium werden als erstrebenswert angesehen

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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nicht signifikant zwischen Eltern und der restlichen Bevöl-
kerung (vgl. Abb. 21).10 

In einigen Bereichen unterscheiden sich die Meinungen der 
Eltern aber auch deutlich von der sonstigen Bevölkerung. 
So sind etwa 35% der Eltern (sehr oder eher) dafür, dass 
ErzieherInnen in frühkindlichen Einrichtungen ein Hochschul-
studium absolviert haben müssen, 9 Prozentpunkte mehr 
als in der restlichen Bevölkerung (vgl. Abb. 22). Hingegen 
spricht sich eine absolute Mehrheit (59%) der sonstigen Be-
völkerung gegen diesen Reformvorschlag aus, bei Eltern 
sind es nur 49%. Ein etwas größerer Anteil der Eltern 
wünscht sich auch Entscheidungsfreiheit darüber, wann ihr 

 10	 Mit Informationen über den Durchschnittsverdienst bzw. die Arbeitslo-
senquote von Personen mit unterschiedlichen Bildungsabschlüssen ent-
sprechen die Optionen »Berufliche Ausbildung mit anschließendem 
Hochschulstudium« und »Hochschulabschluss« eher den Idealvorstellun-
gen von Eltern als der restlichen Bevölkerung.

Kind eingeschult wird: Über zwei Drittel 
(67%) sind (sehr oder eher) dafür, dass Eltern 
grundsätzlich entscheiden dürfen, dass ihr 
Kind entgegen der Stichtagsregelung später 
eingeschult wird, unter den sonstigen Be-
fragten sind es 61%. Mehr Eltern sprechen 
sich auch für eine Entscheidungsfreiheit bei 
der Grundschulwahl aus: 67% der Eltern und 
62% der restlichen Bevölkerung sind für eine 
Aufhebung der Sprengelpflicht. 

Unter den Eltern ist die absolute Mehrheit 
(52%) für eine Erhöhung der staatlichen Mittel 
für Schulen in freier Trägerschaft (vgl. Abb. 22). 
In der restlichen Bevölkerung sind nur 44% 
dieser Meinung. Während sich 60% der Eltern 
(sehr oder eher) dafür aussprechen, Klassen-
arbeiten in bestimmten Jahrgangsstufen 
durch deutschlandweit einheitliche Ver-
gleichstests zu ersetzen, ist die Zustimmung 
in der restlichen Bevölkerung mit 71% deut-
lich höher.11 Weitere Unterschiede ergeben 
sich bei der Zustimmung zur Einführung von 
Ganztagsschulen bis 15 Uhr, die 55% der El-
tern und 63% der restlichen Bevölkerung be-
fürworten. 37% der Eltern, aber 42% der rest-
lichen Bevölkerung finden, dass die Anzahl 
von SchülerInnen mit Behinderung, die in Re-
gelschulen unterrichtet werden, steigen sollte. 
Während 59% der Eltern finden, dass höchs-
tens 20% der Unterrichtszeit in weiterführen-
den Schulen für selbständige Computerarbeit 
verwendet werden sollte, sind es unter den 
restlichen Befragten nur etwa 50%. 

Insgesamt bewerten Eltern die Schulen auf 
Bundes- und Landesebene etwas schlechter 

als die restliche Bevölkerung. Während nur 25% bzw. 33% 
der Eltern die Schulen in ganz Deutschland bzw. ihrem Bun-
desland mit einer der beiden Bestnoten bewerten, sind es in 
der restlichen Bevölkerung 29% bzw. 39%. Dazu passt, dass 
die überwältigende Mehrheit der Eltern (85%) sich höhere 
staatliche Ausgaben für Schulen wünscht (vgl. Abb. 23). Die 
Zustimmung in der restlichen Bevölkerung fällt mit 75% et-
was geringer aus. Dieser Unterschied besteht allerdings nicht 
in jener Teilgruppe der Befragten, die über die Bildungsaus-
gaben pro SchülerIn in ihrem Bundesland informiert wurde. 

Auch bei der Frage, welcher Bildungsbereich von zusätzli-
chen Geldern profitieren sollte, ergeben sich deutliche Un-

 11	 An diesem Meinungsbild ändert sich auch nichts in der Teilgruppe der 
Befragten, die darüber informiert wird, dass derartige Tests in anderen 
Ländern üblich sind und zum Vergleich von einzelnen Schulen herange-
zogen werden. In der Teilgruppe, in der der Vergleich einzelner Schulen 
nicht erwähnt wurde, unterscheiden sich Eltern jedoch nicht von der rest-
lichen Bevölkerung.
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terschiede: Der Großteil der Eltern (48%) wünscht sich, dass 
zusätzliche Mittel in weiterführende Schulen investiert wer-
den. Dieser Anteil ist unter den restlichen Befragten mit 37% 
signifikant niedriger. Gleichzeitig sind nur 26% der Eltern 
dafür, dass Mehrausgaben dem Grundschulbereich zugu-
tekommen, unter den sonstigen Befragten sind es 32%. 
Unter den Eltern gibt es auch eine absolute Mehrheit (54%) 
für die Einführung von vom Elterneinkommen unabhängigen 
BAföG-Leistungen, fast ein Viertel (23%) ist sogar sehr dafür 
(vgl. Abb. 22). Hingegen findet sich für diesen Reformvor-
schlag keine absolute Mehrheit in der sonstigen Bevölkerung 
(45% dafür, 48% dagegen). 

Insgesamt zeigt sich aber, dass sich die bildungspolitischen 
Meinungen der Eltern in vielen Bereichen mit denen der rest-
lichen Bevölkerung decken. Unterschiede sind vor allem bei 
jenen Fragen festzustellen, die Eltern unmittelbar betreffen 
– wie etwa bei der Entscheidungsfreiheit, wann ihr Kind ein-
geschult wird, oder der Gewährung von BAföG-Leistungen 
unabhängig vom Elterneinkommen. In den meisten anderen 
Bereichen gibt es aber keine grundlegenden Unterschiede 
in den bildungspolitischen Meinungen von Eltern junger Kin-
der und der restlichen Bevölkerung. 

Parteipositionen und 
Parteipräferenzen 

Eine weitere Besonderheit des diesjährigen 
ifo Bildungsbarometers besteht darin, dass 
ein Teil der Befragten vor Beantwortung be-
stimmter Fragen einen Hinweis auf die Posi-
tionen der größten deutschen Parteien zu 
dem jeweiligen Thema erhielt. So wurde ei-
ner jeweils zufällig ausgewählten Teilgruppe 
bei den Fragen zum Betreuungsgeld, zum 
elternunabhängigen BAföG und zur Aufhe-
bung des Kooperationsverbots im Schulbe-
reich (vgl. Abb. 4, 18 und 19) zusätzlich die 
jeweilige Position von CDU/CSU, SPD, Lin-
ke, Grünen, AfD und FDP zu dem jeweiligen 
Thema mitgeteilt.12 So können wir untersu-
chen, inwiefern sich Befragte mit unter-
schiedlichen Parteipräferenzen bei ihrer Mei-
nungsbildung an Parteipositionen orientie-
ren. Dabei unterscheiden wir zwischen Par-
teien, die für bzw. gegen den jeweiligen Re-
formvorschlag sind und jenen, die neutral 
sind. Zur Bestimmung der individuellen Par-
teipräferenzen haben wir allen Befragten un-
abhängig von dieser Informationsbereitstel-
lung am Ende der Befragung folgende Frage 
gestellt: »Viele Menschen in Deutschland 
tendieren langfristig zu einer bestimmten po-
litischen Partei, selbst wenn sie gelegentlich 
auch eine andere Partei wählen. Mit welcher 
Partei sympathisieren Sie im Allgemeinen?« 

Zum Zeitpunkt der Befragung haben sich CDU/CSU ten-
denziell für das Betreuungsgeld ausgesprochen, SPD, Linke, 
Grüne und AfD tendenziell dagegen, die FDP war eher neu-
tral. Interessanterweise spricht sich ohne Bereitstellung die-
ser Parteiinformation auch unter den CDU/CSU-Anhängern 
eine absolute Mehrheit (57%) gegen das Betreuungsgeld 
aus (vgl. Abb. 24). Die Bereitstellung der Parteiinformation 
bewirkt nun, dass Befragte, die im Allgemeinen CDU/CSU 
wählen, das Betreuungsgeld signifikant mehr unterstützen 
(42%) als die CDU/CSU-WählerInnen in der Teilgruppe, die 
nicht über die Parteiposition informiert wurde (34%). Für die 
WählerInnen der anderen Parteien und die NichtwählerInnen 
änderte der Hinweis auf die Parteipositionen hingegen die 
Meinungen zum Betreuungsgeld nicht. 

Linke, Grüne und FDP haben sich tendenziell dafür ausge-
sprochen, BAföG-Leistungen unabhängig vom Einkommen 
der Eltern zu zahlen, wohingegen CDU/CSU und AfD ten-
denziell dagegen sind und die Position der SPD eher neut-
ral ist. Für Anhänger der Parteien, die diesen Reformvor-

 12	 Die jeweiligen Positionen wurden uns freundlicherweise von den Parteien 
mitgeteilt oder konnten aus den Parteiprogrammen entnommen werden. 
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Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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schlag ablehnen (CDU/CSU- und AfD-WählerInnen) ist die 
Zustimmung zu elternunabhängigen BAföG-Leistungen mit 
Information über die Parteipositionen signifikant niedriger 
(43%) als ohne Information (51%) (vgl. Abb. 25). Unter den 
Anhängern der Parteien, die den Reformvorschlag befür-
worten oder neutral sehen, hat die Parteiin-
formation hingegen keine signifikante Aus-
wirkung. 

Ein weiteres politisches Thema, die Aufhe-
bung des Kooperationsverbots im Schulbe-
reich, wird von SPD, Linke und Grünen un-
terstützt. Die CDU/CSU und die FDP haben 
sich hingegen tendenziell dagegen ausge-
sprochen, die AfD hat sich nicht festgelegt. 
Auch hier sehen wir einen leichten Rückgang 
der Zustimmung unter den Anhängern der 
Parteien, die diesen Reformvorschlag ableh-
nen (CDU/CSU- und FDP-WählerInnen), 
wenn diese über die Parteipositionen infor-
miert werden (58% Zustimmung ohne Infor-
mation und 56% mit Information), wobei die-
ser Unterschied allerdings statistisch nicht 
signifikant ist. 

Insgesamt zeigt sich, dass Informationen 
über Parteipositionen die Meinung der Be-
fragten im Allgemeinen durchaus verändern 
können. Interessanterweise unterscheiden 

sich bei den hier betrachteten Themen oh-
ne Bereitstellung der Parteiinformationen 
die Meinungen der Anhänger der befürwor-
tenden und ablehnenden Parteien im 
Durchschnitt gar nicht so stark voneinan-
der. Über die unterschiedlichen Parteiposi-
tionen informiert, orientieren sich vor allem 
Befragte im konservativen Parteienspekt-
rum aber deutlich stärker an der Position 
ihrer Partei. 

Keine Effekte der Bereitstellung 
regionaler Informationen 

Sowohl im ersten ifo Bildungsbarometer 
2014 als auch in diesem Jahr zeigt sich deut-
lich, dass die Bereitstellung relevanter Infor-
mationen die Meinung der deutschen Bevöl-
kerung verändern kann. So ergeben sich 
zum Teil deutliche Unterschiede im Mei-
nungsbild zu bestimmten Themen, wenn die 
Frage um einen Hinweis auf die aktuelle Si-
tuation in Deutschland ergänzt wird. In die-
sem Jahr haben wir die Befragten bei einigen 
Fragen zudem gezielt über die Situation in 

ihrem jeweiligen Bundesland oder in ihrem Kreis bzw. ihrer 
kreisfreien Stadt informiert. Damit ist es erstmals möglich zu 
vergleichen, ob die Deutschen Informationshinweise anders 
bewerten, wenn diese auf regionaler Ebene statt für ganz 
Deutschland gelten. 
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ohne Information [mit Position der Parteien] Der Staat zahlt Eltern, die ihre
Kinder im Alter von 2 bis 3 Jahren nicht bei einer Krippe oder Kindertagesstätte
anmelden, sondern privat betreuen, zusätzlich zum Kindergeld ein
Betreuungsgeld. [CDU/CSU haben sich tendenziell für das Betreuungsgeld
ausgesprochen, SPD, LINKE, Grüne und AfD tendenziell dagegen, die FDP ist
eher neutral.] Sind Sie dafür oder dagegen, dass Eltern zusätzlich zum
Kindergeld ein Betreuungsgeld erhalten? 

Abb. 24

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015.
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Dafür wurden die Befragten bei insgesamt fünf Fragen je-
weils zufällig auf drei Teilgruppen aufgeteilt. Die erste Teil-
gruppe erhielt keine besondere Information. Die zweite Teil-
gruppe wurde über die Situation in Deutschland insgesamt 
informiert. Die dritte Teilgruppe wurde zusätzlich über die 
Situation in ihrer Region informiert. So beantworteten Be-
fragte in der ersten Teilgruppe z.B. die Frage zur Entwicklung 
des Anteils von SchülerInnen mit Behinderung, die in Re-
gelschulen unterrichtet werden, ohne weitere Information. 
Befragte in der zweiten Teilgruppe wurden darüber infor-
miert, dass in Deutschland derzeit 28% der SchülerInnen 
mit Behinderung oder Lernschwäche in Regelschulen un-
terrichtet werden und die Werte der einzelnen Bundesländer 
von 15% bis 63% reichen (vgl. Abb. 11). Die dritte Teilgrup-
pe erhielt zusätzlich die Information, welcher Anteil in ihrem 
jeweiligen Bundesland derzeit die Regelschule besucht. Be-
merkenswerterweise unterscheidet sich die Meinung dieser 
Teilgruppe nicht in signifikanter Weise von der zweiten Teil-
gruppe, die lediglich Informationen über die generelle Situ-
ation in Deutschland erhielt. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Frage, ob der Staat die 
Ausbildungskosten für Jugendliche übernehmen sollte, die 
ein Jahr lang erfolglos eine Stelle gesucht haben (vgl. 
Abb. 15). Auch in diesem Fall unterscheidet sich das Ant-
wortverhalten in der Teilgruppe, die zusätzlich zum durch-
schnittlichen Wert in Deutschland erfährt, welcher Anteil der 
jüngeren Menschen im Bundesland der Befragten keine ab-
geschlossene Berufsausbildung hat, nicht in signifikanter 
Weise. Zudem besteht in der dritten Teilgruppe kein Unter-
schied zwischen dem Meinungsbild derjenigen Personen, 
deren Bundesländer beim Anteil der jüngeren Menschen oh-
ne Berufsausbildung über dem Durchschnitt liegen, und dem 
Meinungsbild derer, deren Bundesländer darunter fallen. 

In ähnlicher Weise wurde bei drei weiteren Fragen – zur El-
ternwahl des Einschulungsalters, zur Entwicklung der Abitu-
rientenzahlen und zur Verantwortung für die Ausbildungs-
platzvermittlung (vgl. Abb. 8, 11 und 15) – ein Teil der Befrag-
ten über die Situation in ihrem jeweiligen Landkreis bzw. ihrer 
kreisfreien Stadt informiert. Wie bei den bundeslandspezifi-
schen Informationen wurden auch hier zufällig drei Teilgrup-
pen gebildet: Die erste Teilgruppe erhielt die Frage ohne wei-
tere Informationen, die zweite Teilgruppe wurde über den 
Bundesdurchschnitt sowie den niedrigsten und höchsten 
Wert auf Kreisebene informiert und die dritte Teilgruppe erhielt 
zusätzlich Informationen zur Situation in ihrem jeweiligen Kreis. 
So wurde etwa bei der Frage, ob die Eltern das Einschulungs-
alter bestimmen können sollten, die zweite Teilgruppe darüber 
informiert, dass in Deutschland im letzten Jahr 7% der Kinder 
später eingeschult wurden und die Werte in den einzelnen 
Kreisen von weniger als 1% bis 21% reichen. In der dritten 
Teilgruppe erschien für Befragte z.B. in Bad Homburg zusätz-
lich der Hinweis, dass in ihrem Landkreis im letzten Jahr 7% 
der Kinder später eingeschult worden sind. 

Auch im Fall der Landkreisinformationen unterscheiden sich 
die Antworten der Befragten mit Bereitstellung der regional-
spezifischen Informationen nicht von den Antworten derje-
nigen, die lediglich über den Durchschnitt und den kleinsten 
und größten Wert in Deutschland informiert wurden. So be-
einflusst die Landkreisinformation über den Anteil später ein-
geschulter Kinder nicht die Meinungen zur Elternentschei-
dung bei der späteren Einschulung. Ebenso haben Informa-
tionen über den Anteil der Schulabsolventen, die in dem 
jeweiligen Kreis das Abitur abgelegt haben, keinen zusätz-
lichen Effekt auf die Meinung der Bevölkerung zur Anzahl 
der Abiturienten. Und Informationen über die Anzahl der 
unbesetzten Ausbildungsplätze sowie der unversorgten Be-
werber im jeweiligen Kreis beeinflussen die Meinung zum 
Ansatzpunkt bei der Ausbildungsplatzvermittlung nicht. Ob 
die bereitgestellte Information auf Kreisebene über oder un-
ter dem Bundesdurchschnitt liegt, hat auch hier keinen Ein-
fluss auf das Antwortverhalten.

Ein Grund dafür, dass die Bereitstellung regionalspezifischer 
Informationen keinen Effekt auf das Meinungsbild der Deut-
schen hat, könnte darin bestehen, dass die Befragten be-
reits recht gut über die Lage vor Ort informiert sind. Diese 
Hypothese kann im Rahmen des diesjährigen Fragebogen-
designs nicht abschließend bewertet werden. 

Zusammenfassung 

Das ifo Bildungsbarometer 2015 belegt, dass die deutsche 
Bevölkerung derzeit in vielen Bildungsbereichen eine hohe 
Reformbereitschaft aufweist. Es zeigt nicht weniger als zehn 
bildungspolitische Themen, bei denen die Mehrheit der 
Deutschen grundlegende Bildungsreformen befürworten: 
gebührenfreie Kindergärten, bundesweite Qualitätsstan-
dards für Kindergärten, Abschaffung des Betreuungsgeldes, 
Abschaffung der Sprengelpflicht für Grundschulen, Ganz-
tagsschulsystem, bundesweite Vergleichstests in den Schu-
len, deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen in al-
len Schulabschlüssen, Aufhebung des Kooperationsverbots 
zwischen Bund und Ländern im Schulbereich, staatliche 
Übernahme der Ausbildungskosten bei erfolglos Suchenden 
und nachgelagerte Studiengebühren. Auch für höhere Ge-
hälter für ErzieherInnen, höhere Ausgaben für Schulen und 
Entscheidung der weiterführenden Schulart durch Schulno-
ten gibt es deutliche Mehrheiten. 

Die Veränderungsbereitschaft kann auch durch Informatio-
nen verstärkt werden. So hatte es in einigen Fällen einen 
signifikanten Effekt auf die zum Ausdruck gebrachten Mei-
nungen, wenn wir einer Teilgruppe der Befragten bestimm-
te Informationen zur Verfügung gestellt haben. Beispielswei-
se wirkt sich die Information, dass zahlreiche Studien posi-
tive Effekte frühkindlicher Bildung gezeigt haben, deutlich 
auf die Zustimmung zu gebührenfreien Kindergärten und zu 
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zusätzlichen Ausgaben in frühen anstatt späteren Bildungs-
phasen aus. Auch Informationen über die derzeitige Situa-
tion in Deutschland haben Auswirkungen: So erhöht der 
Hinweis auf die schwache Stellung deutscher SchülerInnen 
im internationalen Vergleich die Zustimmung zum Compu-
tereinsatz im Unterricht. Der Hinweis auf das derzeitige Ni-
veau der Bildungsausgaben verringert die Bereitschaft zu 
zusätzlichen Ausgaben im Schulbereich. Und die Informa-
tion über den Verdienst von Personen mit und ohne Hoch-
schulstudium erhöht die Zustimmung zu Studiengebühren. 
Alternative Ausgestaltungen spezifischer Bildungsreformen 
beeinflussen ebenfalls das Meinungsbild: So erhöht sich die 
Zustimmung für Studiengebühren deutlich, wenn sie in 
nachgelagerter Form erhoben werden. Die Zustimmung zu 
einem Ganztagsschulsystem sinkt, wenn die Dauer der 
Schulzeit nicht bis 15 oder 16 Uhr, sondern bis 17 Uhr geht. 
Schließlich ändert sich in einigen Fällen die Meinung der 
Befragten auch, wenn sie über die Position ihrer präferierten 
Partei zu dem jeweiligen Thema informiert werden. 

Andererseits haben wir aber auch zahlreiche Fälle gesehen, 
in denen bereitgestellte Informationen die Meinungen der 
Bevölkerung nicht signifikant verändert haben.13 Dies gilt 
ganz besonders für die Bereitstellung regionalspezifischer 
Informationen, also Fälle, in denen die Befragten über die 
konkrete Situation in ihrem jeweiligen Bundesland oder so-
gar in ihrem jeweiligen Landkreis bzw. ihrer kreisfreien Stadt 
im nationalen Vergleich hingewiesen werden. In keinem der 
von uns untersuchten Fälle hat eine solche regionalspezifi-
sche Information das Meinungsbild der Befragten in signifi-
kanter Weise verändert. 

Schließlich haben wir auch Ähnlichkeiten und Unterschiede 
im Meinungsbild von Eltern mit Kindern bis einschließlich 
18 Jahren im Vergleich zu Personen ohne Kinder in dieser 
Altersgruppe untersucht. Dabei lassen sich in einigen Be-
reichen durchaus Unterschiede feststellen. Gleichwohl sind 
diese Unterschiede nur selten grundlegender Art, und in 
überraschend vielen Bereichen lassen sich keinerlei Mei-
nungsunterschiede zwischen Eltern und der restlichen Be-
völkerung feststellen. 

Mit den Daten des ifo Bildungsbarometers 2015 werden 
wieder viele weitere wissenschaftliche Detailanalysen mög-
lich sein. So lassen sich bei den verschiedenen Themen 
mögliche Unterschiede zwischen weiteren Bevölkerungs-
gruppen untersuchen. Anhand von Schätzfragen über die 
derzeitige Situation wird es möglich sein zu untersuchen, 
inwiefern die Effekte der Informationsbereitstellung mit einer 
tatsächlich verbesserten Informationslage einhergehen. An 
neuen spannenden bildungspolitischen Themen für das 
nächste ifo Bildungsbarometer wird es auch im kommenden 
Jahr nicht fehlen. 

 13	 Wie in Kasten 2 beschrieben hat die Anordnung der Antwortmöglichkei-
ten ebenfalls keinen signifikanten Einfluss auf die Befragungsergebnisse. 
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Während inhaltliche Variationen der Fragen – wie etwa die Bereitstellung 
von Information oder der Verweis auf wissenschaftliche Befunde – das 
Antwortverhalten im ifo Bildungsbarometer 2015 zum Teil deutlich beein-
flussen, zeigt eine weitere Analyse, dass die Anordnung der Antwort-
möglichkeiten keine bedeutsamen Auswirkungen auf die Ergebnisse zu 
haben scheint.

Um diesen Aspekt des Fragedesigns zu untersuchen, wurden die 
Befragten bei der Frage zum Einschulungsalter (vgl. Abb. 8) zufällig in 
drei Teilgruppen aufgeteilt. Befragte in der ersten Teilgruppe beantwor-
teten die Frage anhand der vertikalen Anordnung der Antwortkategorien, 
die im ifo Bildungsbarometer generell bei den meisten Fragen verwendet 
wird: Die Antwortkategorien »sehr dafür«, »eher dafür«, »eher dagegen«, 
»sehr dagegen« und »weder dafür noch dagegen« werden vertikal von 
oben nach unten angeordnet.

Für die zweite Teilgruppe wurden dieselben Antwortkategorien verwen-
det, aber nunmehr horizontal von links nach rechts angeordnet. Die 
Anordnung für die dritte Teilgruppe war wiederum vertikal, jedoch wurde 
im Vergleich zur ersten Teilgruppe die Reihenfolge der Antwortkategorien 
umgedreht (von »sehr dagegen« oben bis »sehr dafür« unten). Die Kate-
gorie »weder dafür noch dagegen« wurde in allen drei Teilgruppen als 
letzte Antwortmöglichkeit der Liste präsentiert. Zwischen dem Antwort-
verhalten der drei Teilgruppen konnten keinerlei signifikante Unterschiede 
festgestellt werden. 

Kasten 2
Effekte des Fragedesigns


